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Oberst Veck im Kreuzfeuer der Opposition
Die polnische Außenpolitik der letzten Jahr-e wird durch

die Lösung Polens aus der französischen Vormundschaft
und die Entspannung des Verhältnisses zu Deutschland
charakterisiert- Diese Politik ist das Werk des Obersten
Beck. Sie wurde getragen von der Autorität des Marschalls
Pil·sudski. Sie hat Polen die Freiheit des handelns gegen-
über allen Staaten gegeben. ·Die Außenpolitik des
Obersten Beck ist sicherlich nicht so einfach und bequem wie

die seines Vorgängers Zaleski, der·gewohntwar, vor«allen

wichtigen Entscheidungen nach Paris zu fahren, um dort zu

erkunden, was ihm zu unternehmen erlaubt sei. Es war

von vornherein klar, daß diese Außenpolitikden«starksten
Widerspruch derjenigenKreisehervorrufenwurde,dieweniger
der eigenen Kraft als der Stärke des franzosischen Festungs-
gürtels vertrauen. Solange der Marschall noch lebte, konnte

die Kritik dieser Kreise an der Außenpolitik des Obersten
Veck ziemlich gleichgültig sein. Auch nach dem Tode des

Marschalls fiel diese Kritik noch nicht schwer ins Gewicht,
solange in Polen die Oberstengruppe regierte. Seitdem
aber durch die letzte Regierungsumbildung der Einfluß
dieser Gruppe zurückgedrängt worden ist, hat sich auch die·
innerpolitische Basis, aus der Oberst Beck steht, verkleinert.

Dadurch gewinnt die Kritik der oppositionellen Kreise an

seiner Außenpolitik an Gewicht·
Jn der oppositionellen Presse wird seit der Regierungs-

umbildung mit ungewöhnlicher Schärfe gegen Oberst Beck

agitiert. Die Argumente, die dabei vorgebracht werden,

Linidfreilich nicht neu. Neu aber ist die massive Form, in

er die Angrifse erfolgen.
ich vor kurzem an eine Reihe polnischer Politiker mit der

itte gewandt, ihre Meinung über die gegenwärtige außen-J
politische Lage Polens zu äußern. Da die Antworten fast
durchweg von op ositionellen Politikern stammen, von«

Kokfanty, Witos, oskowski, Sikorski und anderen bekann-
ten Gegnern der Oberstengruppe, bleibt- an" Oberst Beck;
verständlicherweisekein gutes haar. Wie schon so oft, wird

ihm auch hier sein beharrliches Schweigen zum

Vorwurf gemacht. Der Außenminister, schreibt der alte

Korfan«ty, sei zwar bekannt, aber unpopulär; er

sei »der am schwersten belastete Politiker der Obersten-
SkUppe«· Das Volk, versichert W ito s, glaube an Frank-
reich Und sei daran gewohnt, in Deutschland den Tod-

fe i n d P o le n s zu sehen: Ein Erdbeben in den polesischen
Sümpfen würde weit weniger Verwunderung ausgelöst
haben als die von Oberst Beck verfolgte Politik einer An-

UahektsngPolens an Deutschland.
. Die fedekgewandten Artikelschreiber der ,,Polonia«,

smd .s!ch. — bis auf Studnicki, der schon mehr
als einmal von allen politischen Richtungen in Polen als

hofsmmgslvferAußenseiter abgelehnt worden ist — einig
darin, daß die Abkehr der polnischen Außenpolitik von der

französischenFührung fiir Polen einmal schief ausgehen
VIUßsPolen, so stellen sie fest, habe sich mit allen verzankt.
disk eigentlich seine natiirlichen Bundesgenossen sein
mußten. Dem deutschen Partnier aber trauen sie nicht über
den Wegs Nach den Worten des ehemaligen Abgeordneten
Tempka »jchnaubt Deutschland haß gegen
das Versailler Diktat-« und »rein das Dritte Reich

Die Kattowitzer »Polonia« hat

in der Hoffnung auf weitere Eroberungen
im Osten«: ,,Ausfliigse, Ansstellungen, Bankette, Jagden,
die Erste Brigade in Berlin, hitlerfahnen in den polnischen
Städten, —- niemsand glauibt an die Aufrichtigkeit . . .«
Und General Sikorski behauptet: Jeder Pole sei sich,
durch die Erfahrung belehrt, darüber klar, daß eine deutsch-
polnische Annäherung, die »durch eine S ch w ä ch u n g d e r·

Verteidigungskraft Polens und auf Kosten
seines Viindnisses mit Frankreich erkauft« sei,
nicht nur ein politischer Fehler, sondern ein S e l b st m o r d

sei. K a c z o r o w s k i aber jammert: Danzig sei zu einer

deutschen Provinz geworden, das deutsche Schulwesen in

Polen erlebe eine herrliche Entwicklung, und die Polen in

Deutschlandwürden systematisch ernianisiert. Er will von

diessfer»papierenen Freundschaft« mit Deutschland nichts
wi en.

darin sind sich die Kritiker der BeckschenAussen-
politik einig, daß sie die Welt in zwei Lager einteilen, »in
die Völker, die um den Frieden kämpfen, unsd in die Völker,
die dem Frieden feindlich gesinnt sind«. Natürlich ist
Deutschland in ihren Augen im Verein mit seinen Satelliten
(’gemeint" sind Ungarn und Japan) »die gegen den
Frieden wirkende Kraft«, wogegen Moskau von

Korfanty zu den hütern des Friedens gezählt wird:
S o w j e t r u ß l a n d habe auf seinen politischen Sm-
perialismus verzichtet, es habe sogar auf seinen sozialen
Jmperialismus verzichtet; von Ost-en her drohe Polen also
augenblicklich keine Gefahr! Der Vorsitzende der National-

demokratischen Partei, Bartoszewicz, schreibt, es sei
vor allem notwendig, daß Polen seine S t e l l u n g a n d e r

Ostsee, ·wo es noch ungenügend gesichert sei,
stärke. Und T empka beklagt sich darüber, daß Polen, das

seine Unabhängigkeit doch dem Versailler Verträge ver-.

danke, heute gerade mit den Staaten in den engsten Ve-

ziehungen stehe, die konsequent die Vernichtsung dieses Ver-
trages anstreben. Polen, so fährt er fort, müsse sich
wieder in das System der Staaten einord-
nen, die auf die Veibehaltung der durch
das Versailler Diktat geschaffenen Lage
b e d a ch t s i n d.

Die grundle enden Wandlungen, die

Europa in den letzten ahren durchgemacht hat, scheinen an

diesen Kritikern des Obersten Veck ziemlich spurlos vor-

iibergegangen zu sein. Jhr politisches Denken kreist noch
heute um ein Diktat, das die niichternen Po-
litiker aller Länder schon seit einiger. Zeit
nur mehr als eine historische Tatsache
w erten. Sie mögen recht damit haben, daß die Aussen-
pvlitik des Obersten Veck in Polen weniger populär ist als
ihr eigenes, in ausgefahrenen Gleisen laufendes politisches
Denken. Aber es ist schon öfters vorgekommen, daß sich
eine wenig populäre Außsenpolitik schließlichdoch als die

kichkkgeke hekAUSngkFllthat« Die Leute, die den Obersten
Beck so schroff kritisi»eren,haben auch von der Innen-
politik, die Polen seit 1926 erlebt hat, gesagt, sie sei un-

popnlär. Auchdamit mögen sie recht gehabt haben. Aber
schließlichhat diese unpopuläre Jnnenpolitik, indem sie eine

starke Staatsgewalt schuf, doch den Staat— vor der inneren
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Zersetzung durch das Chaos-der Pafkteiengerettet iinddamit
zweifellos überhaupt erst"den« Be and dieses Staates- ge-«
sichert. Riirkschauend wird man vielleicht die Frage auf-
werfen können, ob es für einen Todfeind Polens, der
Deutschland nach iiationaldemokratischer Auffassung sein
soll, nicht günstiger gewesen .wäre, wenn statt der festen
Politik des Pilsudskiregimes auch nach 1926 noch .»jene
»populäre Politikk·. fortgesetzt worden wäre, beider der

polnische Staat von den Parteien in Grund und Boden
gewirtschastet wurde.

"

-

Wenn die Kritiker des Obersten Beck eine« Wieder-

annäherung Polens an Frankreichv und dessen Bundes-
genossen verlangen, so tun sie das in dem Glauben, daß die

Feindschaft zwischen Deutschland und Frankreich eine un-

abäiiderliche Tatsache und diese Tatsache, verstärkt durch ein

französisch-polnisches Bündnis, die. einzige wirkliche Ga-
rantie der polnischen Sicherheit sei. Wenn nun aber die

Voraussetzung dieser politischen Spekulation: die

deutsch-französischeGegnerschaft, einmal nicht mehr besteht,
dann ist damit natürlich auch die Folgerung: die

sichernde Wirkung des Tpolnischen Bündnisses mit Frank-
reich,s in Frage gestellt. -Das hat Oberst Beet-schon vor

Jahren erkannt-und aus-dieser Erkenntnis die entsprechen-
den Folgerungen gezogen.- Seine Gegner aber, die alle

Schleusen ihrerdemagogischen Beredsamkeit gegen ihn
öffnen, wollen an- diese Zusammenhänge, wie es scheint,

ist«-ichjetzt nochznichtkglaubens-·"’1Si"e’«lebenmehr oder weniger
in der naiven Erwartung, daß die Zange, die in Versailles
um· Deutschland gelegt worden ist, heute noch ebenso gut wie

vor fünf oder zehn-Jahren funktioniert. Aber während sie
in dieser JErwartungnachv den Worten Korfantys »einen
konzentrischen Angriff« aiis die Politik und die Person des

Obersten Beck unternehmen, wird d e r fr a n z ö s i s ch e

Botschafterin Berlin vom Führer empfan-
g en undkündigt sich eine neue Phase der. deutsch-französi-
schen Beziehungen an. Die »Gazeta Polska« hat im ver-

gangenen Jahre einmal gesagt, in P o le n kö n n e m a n

froh sein, daß man mitDeutschland zu einem
modus vix-senin gelangt sei, ehe Frankreich
in die Versuchung geraten sei, die Kosten
seiner Annäherung an Deutschland von

P o l e n tr a g e n z u lass e n. Angesichts der antideutschen
Tendenzen, die die Gegner des Obersten Beck in der polni-
schen Aulßenpolitikdurchsetzen möchten, wird man dieser
Feststellung des Warschauer Regierungsblattes eine gewisse
Aktualität nicht absprechen können. Die Endeken werden sich
damit abfinden müssen, daß jene Auffassung von den

Erfordernissen der polnischen Außenpolitik, die sie sich noch
aus der Versailler Aera bewahrt haben, sich nicht mehr auf
ein Europa anwenden läßt, in Zdem es ein w e h r h a f t e s

Deutschland, eine zerfallene Entente und eine

aktiveSowjetuniongibt. Dk.l(.

Das Judenprogramm der Endeken
Der »VVarszawski Dzieiiiijtc Narodowy« brachte am

.25· November einen Artikel, in dem er d as P r o g r am m

der nationaldemokratischen Judenpolitik
zu entwickeln versuchte. Aus dem Artikel geht deutlich her-
vor, daß die Jusdenfeindschaft der polnischen Nation-aldemo-
kraten nicht rassisch, sondern lediglich sozial bedingt ist.
Einleitend verwahrt sich das Blatt gegen den Vorwurf, daß
die Nationaldemokraten kein positives Programm in »der
Judenfrage besäßen, sowie gegen den Vorwurf, daß sie die

Lvsungen, Methoden und Theorien der deutschen national-

fozialistischen Bewegung nachahmten:
Schon viele Jahre vor der Entstehung der hitler-

bewegung seien sich die polnischen Nationaldemokraten über

die Bedeutung der Judenfrage sowohl für Polen wie für die

Weltpolitik im klaren gewesen, und auch die Juden hätten
diese Bewegung als für sie bedrohlich betrachtet. (Es gibt
eine Anzahl führender Nationaldemokraten, die Juden oder

Judenbastarde sind, z. B. Stronski.) Die Judenfrage, heißt
es dann weiten sei ein wesentlicher Punkt des national-

demokratischen Programms, und ihr e Lö s un g , d i e in

der Polonisieriing der Städte bestehe, sei
eines der hauptziele der nationaldemokratischen Bestrebun-
gen- Wenn die Nationaldemokraten zur Macht gelangen
und einen entscheidenden Einfluß auf die Gesetzgebung
ausüben würden, hätten sie ganz bestimmte Absichten in

bezugan die Juden. Die Nationaldemokraten betrachteten
es als ihre Aufgabe, dafür zu«sorgen, daß genügend Polen
da sind, die geeignet sind, die Plätze der Juden als Kauf-
leute,«F)andwerker, Bankiers, Unternehmer, Vermittler usw«
einzunehmen· Es gebe in Polen genügend Leute, die diese
Stellungen und Berufe ausfüllen könnten, nur müßten sie
für diese Beschäftigung vorbereitet werden, und es müßten
für sie die entsprechenden wirtschaftlichen Bedingungen ge-
schaffen werden. Es gebe in Polen Gebiete, wo in dieser
Beziehung viel geschehen sei. Diese Gebiete seien Groß-
polen, Pommerellen und . T. Ostober-
schles ie n· Gier ist diese Vorbereitung der Polen für die

usübung der genannten Berufe allerdings weniger von

den Nationaldemokraten als von der früheren preußischen
Verwaltung durchgeführt worden.) Schon vor Jahrzehnten,
fährt der Artikel dann fort, seien die großpolnischen und

pominerellischen Städte weniger verjudet gewesen als die

Städte in Mittel- und Ostpolen. Und wenn es jetzt in den

genannten Gebieten einen Bürgerstand gebe, so sei er haupt-
sächlich entstanden aus den in die Städte gezogenen Dorf-
bewohnern.

- Die Uebervölkerung Polens habe aus dein
Lande bereits die äußersten Grenzen erreicht, die Industrie
mache eine schwere Krise durch, und unter der Arbeitslosig-
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keit hätten sowohl die hand- wie die geistigen Arbeiter zu
leiden. Jmmer mehr Angehörige der poliiischen Jugend,
namentlich der gebildeten Jugend, fänden keine Arbeit mehr;
daher müßten diese Menschen sich den Be-

schäftigungen zuwenden, die gegenwärtig
hauptsächlich die Juden ausübten. Jn Groß-
polen und in Pommerellen sei bereits ein Uebermaß von

polnischen Kaufleuten, handwerkerm Unternehmern und
Bermittlern vorhanden, namentlich in der jüngeren Gene-
ration. Diese Leute müßten neue Gebiete suchen, und man

habe die Pflicht, sie nach Osten zu leiten, damit

sie dort die Grundlage für die Polonisie-
rung der Städte bildeten. Die Posener und

Pommereller würden ihre Erfahrungen, ihren Organisa-
tionssinn, ihr methosdisches Denken und handeln und ihre,
wenn auch kleinen, Kapitalien mit-bringen. (Das alles ist in
der hauptsache preußisches Erbe.) Diese Scharen aus dem

Westen würden für die Landbevölkerung und für die

Jugend im übrigen Polen ein Element der Aufmuiiterung
bilden und Organisatoren und-Erzieher liefern. ·DieseBe-

wegung habe bereits begonnen und nehme ·ein immer

schnelleres Tempo an. Sie werde sich sicherlichnoch be-

deutend schneller entwickeln, wenn ihr·nicht hindernisse von

den Stellen- bereitet würden, die sie gerade unterstützen
müßten. «W-enn dieser Prozeß sich entwickle und eine Jn-
stitution entstehe, die große Kapitalien besitze, so müßte sie

die Städte durch das polnische Element kolonisieren. (Das
an sich geringe Kapital-Polens befindet sich jedoch öUM
erheblichen Teil in jüdischenhänden, stände für dieer Zweck
also wohl kaum zur Verfügung) Eine solche,ZeUttul-
institution würde mit der Zeit eine pvkmsche Bürger-
schaft in den Städten Polens entwickeln·und eine große
Rolle beim Wiederaufbau- dieser Städte spielen.Der Artikel

schließt mit folgenden Worten: Heulenigem die den

Nationaldemokraten vorwürfen, daß sie kein Programm in

der Judenfrage besäßen, müsseman antworten: »Hm-den
uns nicht, eine-solche Organisation ins Leben zu rufen-«
Das Bestreben der Nationaldemokraten sei, die Städte in

ganz Polen so zu gestalten, wie sie in Großpolen und

Pommerellen seien. Von Westen sollten die Leute nach Osten
ziehen, die zur Polonisierung der Städte und zur Schsaffiing
eines polnischen Bürgerstandes beizutragen geeignet Wen-
—.— Das hört sich alles ganz schön an, hat aber wenig Aus-

sicht, verwirklicht zu werden. Wie die Juden aus Polen
entfernt werden sollen, wo sie — die Getauften, die Bastarde
und jüdisch Bersippten nicht gerechnet —- etwa 10 v.h. der

Bevölkerung ausmachen, das bleibt bei »diesemProgramm
völlig unklar. Solange das nicht geklart ist, bleibt das

endekische JudenprvgrammTheorie



Die ersten Not-verordnungen
Die der Regierung Koscialkowski von Sejm und Senat

erteilten Vollmachten erlöschen am 16. Januar des kommen-
den Jahr-es. Bis dahin müssen die dringendsten wirtschafts-
POHtischenMaßnahmen, die die Regierung in Aussichtge-
stellt hat, durch-geführtsein. »Die Regierung hat«, wie der

stellvertretende Ministergräsident
Kwiatkowfki sagte-

»bewußt einen kurzen ermin für ihre Vollmachtenver-
langt; denn jede Verzögerung in der Verwirklichung dieser
Pläne ist, wenn dadurch auch gewisse Fehler vermieden
werden könnten, ebenso schädlichwie eine langechirurgische
Operation. Jn der gesetzten Frist kann man sich nur mit
den krasfesten Erscheinungen der wirtschaftlichen Krankheit
besassen.«

Neue Steuern

Die ersten, schon in der Regierungserklärungan-

gekündigten N o t v e r o r d n u n g e n usind inzwischen ver-

öffentlicht worden. Eine allgemeine Kurzung der Beamten-
gehälter ist vielleicht das einfachsteund sicherfteMittel,
schnelle und lohnende Einsparungen im offentlichenHaus-
halt zu machen. Es ist für eine Regierung jedoch immer

eine mißliche Sache, sich ihren pol«itischen·Startvon den
Beamten finanzieren zu lassen. Die Regierung Koscial-
kowski hat ihren viel befprochenenAngrifs auf die Krise
trotzdem mit der Einfuhrung einer außer-
ordentlichen Steuer auf alle Gehälter-,
Löhne und Entschädigungen, die aus«vfsfent-
lichen Geldern stammen, begonnen. Die Steuer
wird vorläufig für die Dauer von zwei Jahren, beginnend
mit dem 1. Dezember 1935, erhoben. Von, der Steuer b e -

sr e it bleiben nur die Monatsgehälter unter 100 Zloty, die

Versicherungsrenten der Arbeiter sowie die Renten der

Invaliden, der ehemaligen politischen Gefangenen und der

Inhaber gewisser Orden. Jm übrigen ist die Steuer n ach
der höhe des Einkommens gest-affelt; sie
beginnt bei einem Monatsgehalt von 101—.150Zloty mit

7"k- und steigt bei einem Monatsgehalt von über 2000 Zlotn
auf 2595. Praktisch läuft die Steuer auf eine zunächst auf
zwei Jahre befristete Gehaltskürzung hinaus, die

trotz der Staffelung für die Masse der unteren und mittleren

Beamten und öffentlichen Angestellten, deren Monatsein-

kommen nur 130—260 Zloty beträgt, eine außerordent-
liche soziale hört-e darstellt. Daß die neue Steuer
in den Kreisen der Betroffenen böses Blut gemacht hat, und

daß das von der politischen Opposition weidlich ausgenutzt
wird, ist verständlich.

Es ist für die Beamten, die sich nach den mehrfachen
Gehaltskürzungen und mannigfachen »freiwilligen« Ab-

gaben der vergangenen Jahre ohnehin schon in schwerer
wirtschaftlicher Notlage befinden und vielfach stark ver-
schuldet find, nur ein spärlicher Trost, daß zugleich auch die

Fest-angestellten der privaten Wirtschaft mit einer neuen

Steuer belegt worden sind. Die betreffende Verordnung
setzt für die Privatangeftellten eine in 80 Staffeln
ansteigende Einkommensteuer fest, die mit 195 bei einem

Jahresgehalt von 1500—1600 Zloty beginnt und bis zu
5095 bei einem Jahresgehalt von mehr als 192 000 Zloty
steigt. Schließlich ift noch eine dritte Notverordnung an-

ekündigt worden, die eine Kürzung der Pensionen und

nvalidenrenten vorsieht. Und zwar sollen die Invaliden-
renten um 1095 herabgesetzt werden, während die Kürzung
der Pensionen u. a. in der Weise erfolgen soll, daß die unter
dek hetkschaft der Teilungsmächte geleisteten Dienstjahre
nUk noch Mit 75«-Z der polnischen Dienstjahre angerechnet
werden. Es handelt sich in diesem Falle alfo um eine Diffa-
inierung der v o r der Errichtung des polnischen Staates in

öffentlichen Diensten gestandenen Personen Und ihkek
hinterbliebenew Wenn auch die niedrigsten Pensions- und

Rentensätze im allgemeinen von der Kürzung verschont
bleiben sollen, so stellt dieser Eingriff in die Bezüge nicht
erwerbsfähiger Personen doch eine besonders schmerzliche
Maßnahmedar.

Krarh aus dciii Beamteiikoiigreß

Für "die Stimmung unter den Gehaltsempfängern, die
als erste für die Gesundiing der polnischen Wirtschaft bluten

sollen, war der von etwa 1000 Delegierten der Beamten-

und Angesstelltenverbände beschickte Kongreß fehr bezeich-
nend«der am 24. November in War-schau stattfand. Die
Regierung, die es wohl in Erkenntnis ihrer schwierigen Lage
gegenüber den erregten Beamten und Angestellten abgelehnt
hatte, sich vor dem Kongreß durch einen Sachreferenten
vertreten zu lassen, wurde von den Rednern nicht eben
milsde behandelt. Die von den Einsberusern des Kongresfes
vorbereiteten Resolutionen paßten nicht mehr in die gsereizte
Stimmung der Delegierten hinein. Das Präsidium, das es

nicht wagte, die Verantwortung für die regierungs-
feindliche Demonstration, in dise der Kongreß
schließlichüberging, auf sich zu nehmen, suchte sein heil in
der Flucht. Das Feld beherrschten zum Schluß einige
Redner, die, auf Tischen und Stühlen stehend, ihre radikalen
Programme, wie Zusammenarbeit mit der revolutionären

Arbeiterschaft, Proteftstreik dser Beamten u. s. f., proklamier-
ten· Ueberschrist: Die Beamten sind die Diener des Staates.

Senkung der Mieten

Die mit den genannten Rotverordsnungen verbundenen
sozialen hätten sollen durch eine Reihe von Maßnahmen
gemildert werden, die auf eine Senkung der Kost-en des

Lebensunterhaltes abzielen. Zu nennen sind hier zunächst
zwei bereits veröffentlichte Notverordnungen, durch die für
die Dauer von zwei Jahren, beginnend mit dem 1. Dezem-
ber 1935, die Mieten für Ein- und Zweizimmerwohnungen
mit Küche um 1595 und für Drei- bis Fünfzimmerwohnun-
gen mit Küche um 1095 herabgesetzt und außerdem für die

Kleinstwohnungen die Wohnungssteuern erlassen werden.
Die hausbesitzer sollen in der Weise entschädigtwerden, daß
die Großwohnungen mit sechs und mehr Zimmern aus der

Zivangsbewirtschaftung herausgenommen werden. Es liegt
auf der hand, daß diese Entschädigung in der Regel den
hausbesitzern zugute kommen wird, die durch die herab-
fetzung der Mieten für Klein- und Mittelwohnungen nicht
geschädigt worden sind. Besonders für den hausbesitz in
den von einer dichtgedrängten Arbeiterbevölkerung bewohn-
ten ostoberschlesischen Jnduftriegemeinden wird sich die

Senkung der Mieten, so fehr diefe auch an sich zu begrüßen
ist, verhängnisvoll auswirken. Der dortige hausbesitz be-
findet sich ohnehin schon in einer wenig beneidenswerten
Lage, da der Eingang der Mieten infolge der allgemeinen
Verarmung der Bevölkerung schon seit Jahren viel zu
wünschen übrig läßt.

Die Preispolitik der Kartcllc

Ein besonders schwieriges Kapitel ist die von der neuen

Regierung in Angrifs genommene herabsetzung der Preise
für industrielle Produkte. Der Kampf gegen die Preis-
diktatiir der Kartelle, den schon die früheren Regierungen,
freilich nur mit bescheiden-ern Erfolge, geführt haben, ist von

neuem entbrannt. Vor allem ist an eine Senkung der Preise
für Kohle, «Textilien,Zucker, Papier und hüttenerzeugnisse,
wie Blech, Röhren, Gußeifen, Nägel, Draht usw., gedacht.
Es wird in jedem einzelnen Falle ungeinein schwer sein,
den »gerechten« Preis zu finden, der auf der einen Seite
den betreffenden Jndustrien eine ausreichende Verdienst-
spanne läßt und auf der anderen Seite den Verbraucher
fühlbar entlastet. Eine Auflösung der Kartelle scheint nicht
beabsichtigt zu sein; denn wie die Beispiel-e des Zement-
kartells und des Draht- und Nägelsyndikats gezeigt haben,
hat das Fehlen jeder Preisbindung einen rücksichtslosenund
volkswirtschaftlich schädlichenKonkurrenzkampf der einzelnen
Unternehmungen gegeneinander zur Folge und hat sein-er-
zeit in beiden Fällen die Regierung ihren ganzen Einfluß
aufbieten müssen, um die ineinander verbissenen Gegner
wieder zu neuen Preisbindungen zu zwingen. In den

Kartellgerichten, die schon seit längerer Zeit bestehen, hat die

Regierung das Mittel in der hand, zu einer"auch für den

Produzenten tragbaren herabsetzung der durch die Kuttelle
überhöhten Jndustriepreise zu gelangen. Das Kartellgesetz
von 1933 soll verschärst werden. Es ist eine Macht-
probe, die den ganzen Einsatz der Regierung erfordert, und
eine Maßnahme, die u. U, von ihr auch den Entschluß ver-

langt, Betriebe, die nur bei den gegenwärtigen, volkswirt-
fchastlich nicht zu rechtfertigenden Preisen existieren können-
aufzugeben·
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Allgemeine Schulpflicht — eine Fiktion
Jn den ersten Jahren nach der Errichtung »des.Staates

hatte
das polnische Volksschulwesen eine günstige Entwick-

ung genommen. Man war damals verhältnismäßig ver-

schwenderisch in der Bewilligung von Mitteln. Außerdem
war der Aufbau insofern leicht, als die Zahl der Schulkinder
sich durch die Kriegsjahrgänge bis zum Jahre 1927J28 ver-

minderte. Dann setzte das W a ch s t u m d e r Ja h r -

g ä n g e ein, und dieses Wachstum traf zusammen mit einer

Wirtscha
ftskricäh

die den Staat zu immer weiteren

Einschränkungen au auf kultiirellem Gebiet zwang. Ob-

wohl die Zahl der schulpslichtigen Kinder
e u te 5,4 Million en beträgt, ist die Zahl der Lehrer-

Ptellennicht vermehrt, sondern vermindert worden. Der

Etat des Kultusmiiiisteriums ist seit 1929 von

460 auf 310 Millionen Zloty herabgedrücktword-en. Es ist
deswegen keine Uebertreibung, wenn die polnischen Zeitun-

en, an der Spitze die offizielle »Gazeta Polslca«, von einer

Batastrophesprechen, die über das Bildungswesen herein-
gebrochen ist. Es ist heute so, daß e i n e M i l l i o n

Kinder in Polen keinen Unterricht genießen
können.

Esfsehlen
die Räume, und es fehlen

die Lehrkrä te. Am schlimmsten ist es im Osten, wo

der Prozentsatz der Analphabeten ohnehin sehr hoch ist. Aber

auch in den sü d l i ch en Wojewodschaften ist die Lage
traurig. Den Rekord hält die Wojewodschast Lem-

berg, wo 36 Prozent der Bevölkerung nicht
lesen und schreiben können. Selbst in der haupt-
stadt W a rfch a u beträgt diese Zahl 10 Prozent. Am

günstigsten steht das preußische Teilgebiet da,
wo aber auch der Nachwuchs nicht mehr restlos in den

Schulen unterkommt. Jn den Zentralwojewodschaften ist ein

Zehntel, in den südlichen ein Fünftel bis ein Viertel der
Kinder ohne Unterricht.

Unter diesen Umständen wird die allgemeine
Schulpflicht allmählich zu einer Fiktion. Die

«Gazcia l)oiska« hat selbst die Frage aufgeworfen, ob Polen
daran noch festhalten walle. Dazu kommt der Zustand des

Schulwesens selbst, der höchst bedenklich geworden ist.
Ueberfüllte Klassen, bei denen jede Rücksicht auf
hygiene außer acht bleibt, und überlastete Lehrer,
die bei gekürzten Gehältern arbeiten müssen. Schulklafsen
von 80—100 Kind-ern sind keine Seltenheit. Auf dem Lande

wird die 7sährige Volksschule in den meisten Fällen nicht
absolviert. Die Kind-er gehen vorher ab, sie haben Lesen
und Schreiben nur sehr. unvollkommen gelernt und sind
,,Kandidaten für den Analphabetismus«, zumal sie selten
eine Zeitung oder gar ein Buch in die hand nehmen.
»Sehen wir der Wahrheit in die Augen«, so schreibt ein

polnisches Regierungsblatt, ,,nach 17 Jahren Unabhängig-
keit gehen wir zurück.Wird der Rückgang nicht aufgehalten,
so wird er zu einer Niederlage. Wir werden es dann

dazu bringen, daß wir von der Macht und
von der Stelle, die uns unter den zivsilisier-
ten Völkern gebührt, abtreten müssen-« Jm
Zeichen der Jahrhundertfeier des Erscheinens des »Par-
Tacicusz« haben wir in Polen lixi Millionen An-

alph a b eten. Eine Million Kinder, die zu den künftigen
geistig Notleidenden gehören, die in einem Lande von Moll-,
jähriger Kulturtradition Parias der Kultur sein werden.«
Solche Aeußerungen kann man immer wieder in den
Blättern der verschiedensten Richtungen finden.

Man ist sich vollkommen darüber klar, daß ein weiteres

Umsichgreifen des Analphabetismus alle Werte in Frage
stellt, aus denen das staatliche Leben beruht. Jnsbesondere
wird betont, daß ein Verfall der Schulen ein

Schlag für die Verteidigung des Staates ist.
Schließlich bringt er moralische Gefahren für die

Jugend mit sich und schafftein günstiges Feld für
die Agitation unterirdischer Mächte. Der

Staat kann nicht helfen. Er kann nur mit Mühe das be-

stehende Schulnetz aufrechterhalten. Zwei Faktoren greifen
heute unterstützend ein: die Armee und die Selbst-
hilfe der Bevölkerung Die Armee, die große Er-

ziehungsstätte Polens, entläßt niemand aus dem

Dienfst
der

nicht lesen und schreiben gelernt hat. Jn polni chen
Kasernen, namentlich im Osten, gibt es richtige
Schulllassen. Daneben wirkt die private Hilfe. Der

p o l n i s ch e S ch u l v e r e i n »Maciekz Szkoina« hat bereits
200 soziale Organisationen dazu verpflichtet, daß ihre Mit-

glieder Analphabeten Unterricht geben. Die Gefahr ist
erkannt. Der Kampf wird aufgenommen mit den Mitteln,
die zur Verfügung stehen. Es geht um nichts weniger, als
um die kulturelle Behauptung eines Volkes, das seinen
europäischenRang nicht verlieren will.

Die drei Parteien im Pieracki-Prozeß
Am Is. November begann in Warfchau der Prozeß

gegen
die zwölf U-krainer, die desMordes an dempolnischen

nnenminister Pieracki angeklagt sind. Es dreht sich
in diesem rozeß nicht nur um die Aufklärung des Mordes

-vom 15. uni v. Js.; sondern zur Verhandlung
steht hier eine politische Frage von ento-

päischer Bedeutung, nämlich die Frage, ob es mög-
lich ist, im Rahmen des derzeitigen europäischen Staaten-

’gefüges zu einem Ausgleich zwischen Ukrainern und Polen
zu kommen. Politisch gesehen, sind in diesem Prozeß nicht
zwei, sondern drei Parteien vorhanden: Erstens der

polnische Staat, zweitens der Teil der Ukrainer, der
die Existenz einer polnischen Staatlichkeit auf ukrainischem
Volksboden grundsätzlich bekämpft, und drittens jener
andere Teil der Ukrainer, der hinter den Ausgleichs-
polititern steht.

Die haltung der letzteren Gruppe hat der Abgeordnete
Eelewicz vor kurzem nach einem Bericht des haupt-
organes der UND(), des Lemberger ·,,Di10«, wie folgt
charakterisiert: ,,Zur Entstehung eines ukrainischen Staates

wäre ein Krieg notwendig, da die Geschichte lehrt, daß
neue staatliche Drganismen nur während kriegerischer Ver-
wirklungen entstehen. Außerdem wäre aber der Zerfall
desjeni en Staates erforderlich, der gegenwärtig die größtenukrainikschenGebiete umfaßt, also d e r S o wjetu n i on.

Die ukrainische Politik muß B u n d e s g e n o s s en in einem

IZiegen
die Sowjetunion gerichteten Lager gewinnen. Jn

rage kommen heute Deutschland, England und
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Polen. S on aus diesem Grunde müssen die Ukrainer
eine schar e Politik gegen Polen vermeiden
. . . Selbstverständlichwäre die beste Lösung der Frage eine
A u to n o mie, durch die die volle Entwicklung des ukrai-

nischen Lebens gesichert wird, das die Grundlage unseres
. staatlichen Baues für den Fall eines Krieges bzw. bei einem

Zerfall der Sowjetunion wäre.«

Für den polnischen Staat, der in diesem Prozeß Als

Ankläger auftritt, bedeutet diese politische haltung der

ukrainischen Ausgleichspolitiker e i n e p s i) ch o l o g i s ch e

Eh a n r e. Sie gibt ihm die Möglichkeit, zu behaupten, daß
die Schuld an dem bisherigen Mißlingen
einer Befriedung der nationalen Verhält-
nisse im östlichen Polen weder bei den verant-

wortlichen polnischen Stellen, noch bei der Masse der ukrai-

nischen Bevölkerung, sondern einzig und allein bei jener
Gruppe ukrainifcher Nationalisten zu suchen sei, die jedes
Bemühen um eine Annäherung mit Gewalt zu verhindern
versuchen. Demgemäß kommt es dem polnischen Ankläger in

diesem Prozeß daraus an, 1. einen Gegens atz zwischen
den ukrainischen Nationalisten und der ukrainischen Be-

völkerung glaubhaft zu machen und 2. d i e Jdee eine s

selbständigen ukrainischen Staates dadurch
moralisch zu kompromittieren, daß die Kampf-
methoden der konsequentesten Verfechter dieser Jdee als

terroristisch und iinsittlich gekennzeichnet werden. (Daß sich
bei diesem Verfahrenvielleicht hin und wieder Vergleiche
mit den Kamp methoden aufdrängen konnen, die im Vor-



,

kriegsrnßland von manchen revolutionären Kreisen — auch
VVU Pvlnischen — gegen das herrschende Regime angewandt
Wdeem liegt Rahe) Die Ankla geschrift entspricht
dieser Absicht- Sie greift über den dem Prozeß zugrunde
liegenden Einzelfall, die Ermordung Pierackis, hinaus und

versucht, ein Bild von der Entwicklung, Arbeitsmethode und

geistigen haltiing der Organisation der ukrainischen Na-
tionalistell zu entwersen,. deren Weg sie als durch eine

Kette von Attentaten, Ueberfällen und Brandstiftungen
gekennzeichnetdarstellt. Sie erwähnt auch die Verbindungen
zwischen der OUN und gewissen ausländischen Kreisen und

stellt hierbei u. a. als erwiesen fest, daß d i e litauisch e

R e g i e r u n g durch Zaunius, den früheren Außenministey
die ukrainischen Nationalisten mit Geld und falschen Possen
versorgt hat.

»

Die Ziele d er OUN sind in einer umfangreichen,
meist illegalen Literatur niedergelegt Der 1. Ko n·g keß
der Ukrainischen Nationalisten Amerikas,
der vom 30. August bis zum 2. September d. Js. in Neuyork
getagt hat, hat diese Ziele in einer Reihe von Entschließun-
gen noch einmal zum Ausdruck gebracht. Jn einer dieser
Entschließungen heißt es z. B.: »Der Kongreß erklart feier-
lich, daß die ukrainische Nation alle internationalen Ver-

träge ldurch die das von Ukrainern bewohnte Gebiet«unter

vier Staaten, die Sowjetunion, die Tschechvslvwaket, RU-

Hmänien und Polen, aufgeteilt wurde) als D·okumente
einer rechtswidri en Vergewaltigung und
für sich unverbindlich an ieht. Sie wird mit allen ihr
zur Verfügung stehenden Mitteln fur die Auf-
hebung dieser Verträge bis zur Beseitigung der
f r e m d en O k k u p a t i o n aus den ukrainischen Gebieten

und bis zur Wiederaufrichtung des selbstän-
digen g e e i n t e n iikrainischen Staates
kämpfen . . . Solange die 45 Millionen zählende ukrainische
Nation im Zustand fremder Knechtschaft lebt, kann keine
Rede von einem dauernden Frieden in Europa sein. Die

Verantwortung für jede mögliche Friedensstörung auf dem
ukrainischen Territorium fällt auf jene internationalen

Mächte zurück, die ge en den ausdrücklichen Willen des

ukrainischen Volkes de sen Land in vier Teile aufgeteilt
haben und gegen diese Aufteilung auch jetzt noch keinen

Einspruch erheben . . . Der Kongreß ist der Meinung, daß
die Feinde ihre größte Schlagkraft nicht durch ihre Staats-

apparate und Heere erhalten, sondern darauf zurückführen
können, daß es ihnen gelang, die sogenannten verstän-
digungsbereiten Gruppen und Parteien zu
schaffen und dadurch diesukrainische Nation in ihrer inneren

Einheit zu spalten. Diese verstäiidigungswilligen Gruppen
und Parteien bilden durch die scheinbar patriotischen Aus-
rufe, die sie an die politisch nicht genügend geschulte All-

gemeinheit erlassen« eine innere antinationalistischse Front,
die letzten Endes zusammen mit den Feinden des ukrai-

nischen Volkes gegen die Besreiungsaktion kämpft, die unter
der Leitung der OUN durchgeführt wird . . .« Daß es

zwischen dem polnischen Staat und dieser Or anisation, deren
Stärke und Rückhalt in den ukrainischen olksmassen sich
schwer abschätzen läßt, die aber zweifellos alle anderen

ukrainischen Gruppen in Heimat und Emigration an

politischer Aktivität überragt, keinen Frieden geben kann, ist
verständlich. Der Kampf geht auf Leben und Tod. Der

jKetzigefWarschauerProzeß ist nur eine Etappe in diesem
amp.

Die Danziger Wahlen sind gültig
Die oppositionellen Gruppen in Danzig hatten gegen

die Volkstagswahlen vom 7. April d. Js.·Ein-
spruch erhoben. Ueber diesen Einspruch l)at»dasDa n z i g e r

O b e r g e r i cht als die höchsteWahlprufungsmstanzder
Freien Stadt am 14. November entschieden. Die via-positiv-
nellen Gruppen hatten, als sie Einspruch gegen die Wahlen
erhoben, gehofft, durch deren Ungültigkeitserklärung die

NSDAP kompromittieren zu können. Diese hoffnung ist
nicht in Erfüllung gegangen. Das Obergericht hat nach
langer, sorgfältiger Prüfung aller ihin vorgelegter Be-

schwerden die Gültigkeit der Wahlen fest-
g e st ellt und lediglich unter Berücksichtigung einiger
Mängel gewisse Korrektur-en vorgenommen, durch die eine

politisch belanglose Aenderung in der Zusammensetzungdes

Volkstages erforderlich wird. Das Obergericht hat die Zahl
der für die NSDAP abgegebenen Stimmen um 10 804 auf
.128 619 vermindert und die für die anderen Gruppen ab-

gegebenen Stimmen wie folgt heraufgesetzt: Sozialdemo-
kraten um 75 auf 37 804, Liste Plenikowski um 19 auf 7930.

Zentrum um 54 auf 31 576, Liste Weise um 17 auf 9822,
Gruppe Pietsch um 2 auf 375 und Polen um 17 auf 8311.

Aus diesen Verschiebungen ergibt sich für die NSDAP vor-

aussichtlich der Verlust eines Mandates zugunsten einer der

anderen Gruppen· EineVerschiebung des Krafte-
verhältnisses im Volkstag ist damit nicht
verbunden. Die NSDAP besitzt dort nach wie

vor die sichere Mehrheit.

»

Das Wahlprüfungsgericht hat sich in der Begründung
seiner Entscheidungausführlich mit allen von den Gegnern
der NSDAP vorgebrachten Beschwerden auseinandergesetzt.
Die weitaus meisten Beschwerden sind vom

Gericht als unbegründet und unerheblich

Turückgewiefenworden. Eine nach der Danziger
erfassung unzulässige Wohlbeeinflussung hat das Gericht

jedoch darin erblickt, daß die Regierung R u n d f u n k»un d

P o st der nationalsozialistischen Propaganda zur Verfugupg
gestellt hat. Das Gericht hat ferner festgestellt,daß M em-

zelnen Fällen die nationaliozialistische Einstellung der
Polizei und in einigen ländlichen Ortschaften die An-

wendung wirtschaftlicher Mittel als un-

öpkckssige
"

Beeinflussung der Wähler aufgefaßt werden
könntest Jm übrigen aber ist das Gericht zu dem Schsllß
gekommen, daß die Zahl der Wähler, die sich

durch die gerügten Maßnahmen in ihrer
politischen Entscheidung haben beeinflus-
sen lassen, bei den Wahlen vom 7. April, bei
denen sich durchaus klare Fronten gegenüberstanden,
keineswegs so erheblich gewesen ist, wie die

Einsprucherheber es darzustellen ver-

suchen. Das Gericht stellt in seiner Entscheidung schließ-
lich folgendes fest: »Alles dies zusammen zeigt, daß nicht
Verstöße so schwerer Art vorgekommen sind, daß deswegen
die Ungültigkeitserklärung der ganzen Volkstagswahl hätte
in Erwägung gezogen werden müssen. Es kann vielmehr
den Mängelrügen, soweit sie für begründet erachtet wurden,
ausreichend Rechnung getragen werden dadurch, daß der

NSDAP eine gewisse Zahl von Stimmen ab-

gezo gen wird, eine Methode, wie sie in der Praxis der

Wahlprüfungskommissionen des Reichstags vor 1919 ent-
wickelt und auch von sonstigen Wahlprüfungsgerichten an-

gewendet worden ist.« Demgemäß hat das Gericht auf
dem Lande 10 v..f)..und in den Städten 3 v..f)
der für die-NSDAP abgegebenen Stimmen als »iinzulässig
beeinflußt« angesehen und die diesem Vomhundertsati ent-

sprechenden Stimmen von dem Geiaintergebnis der gültigen
Stimmen abgezogen. Eine Zuteilung der der NSDAP ab-

gezogenen Stimmen auf die anderen Parteien ist vom Ge-

richt als ungerechtfertigt abgelehnt worden. Die Zahl der

für die oppositionellen Gruppen abgegebenen Stimmen hat
sich lediglich um die wenigen, nachträglich für gültig er-

klärten Stimmen vermehrt. Das Ergebnis der vom Gericht
nach inehrmonatiger eingehender Prüfung vorgenommenen
Aenderungen am Ergebnis der Volkstagswahlen ist oben

schon mitgeteilt worden·

TM c

beisammen-Dir1936berichten
über den Osten

Preis bei Cinzelbezug 0 90 NM., bei cBezug über die

Ortsgruppen des Bandes Deutscher Osten 0.60 RM.
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Oftland-Chronik
Drei Tage Streik in Osloberschlesien ,

Am 21. November traten in Kattowitz die Be-
triebräte der oftoberfchlesischen Gruben-
und hüttenindustrie zu einer Befprechung zu-
sammen, an der auch Vertreter der Reviere von Krakau
und Dom-browa teilnahmen. Es wurde die

Durchfüzjrungeines dreitägigenStreiks vom 25. bis 27. No em-.

ber beschlossen. Wie seinerzeit berichtet, war der am

22. September bereits einmal gefaßte Generalftreikbeschluß
rückgängig gemacht worden, nach-dem es durch Vermittlung
der Regierungsftellen gelungen war, neue Verhandlungen
zwischen den Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganifationen
in Gang zu bringen. Jn den damals eingesetzten paritä-
tischen Ausschüssen sollte versucht werden, bis Anfang No-
vember eine Einigung über die F o r d e r u n g e n d e r

A r b e i t n e h m e r zu erzielen. Das ist nur teilweise ge-
lungen. Jn der Urlaubsfra g e und in der Frage der

Sanierung der Knappschaftskasse konnte eine

teilweise Uebereinftimmung hergestellt werden. Auf die

hauptforderung der Arbeitnehmerorganisationen: V er-

kürzung der Arbeitszeit von 8 auf 6 Stun-
den bei gleichbleibendem Lohn sind die Arbeit-
geberverbände jedoch nicht eingegangen· Um den Kampf-
willen der Arbeiterschaft zu bekunden, wurde von der Be-

triebsrätekonferenz der erwähnte dreitägige Proteftftreik
beschlossen mit der Ankündigung, daß für den Fall, daß in
der Arbeitszeitfrage im Dezember keine weiteren Erfolge
erzielt werden sollten, zum Generalstreik aufgerufen werden

solle. Der Proteststreik ist von den Belegschaften nicht
einheitlich durchgeführt worden. Den Arbeitern,
die noch Verdienst haben, fehlt die für einen wirksamen
Streit ausreichende Stoßkrast, da hinter ihnen hunderttau-
fende von Arbeitslosen stehen, denen u. U. jedes Mittel recht
ist, zu einer Arbeitsftelle zu gelangen.

Ein polnisches Sees und kolonialinflilul
Die polnifche ,,See- und Kolonialliga« hat, desm ,,Dzien

Pomorski« vom 16. November zufolge, beschlossen, an die

Organisierung eines See- und Kolonialinftituts
her-anzugehen. Das Jnstitut soll den wissenschaftlichen und

populär-wisjenschaftlichen Teil des Programms der Liga
verwirklichen. Ein ftän-diges"See- und Kolonial-
mujeum sowie eine Bibliothe k, die dem Publikum
zugänglich fein sollen, sollen den hauptbeftanidteil des Jn-
ftituts bilden. Dieses soll im übrigen die wissenschaftlichen
Forschungen zur See und in den Kolonialgebieten organi-
sieren und fördern, ferner wissenschaftliche Ar-
b eiten herausgeben und allgem-einbilden-de und praktische
Kurse z. B. für Farmer und Kolonialkauf-
le u te organisieren und wissenschaftlich-eExp e d i t i on en

zur
See und in die Kolonien fördern» Das Projekt des

nstituts hat Prof. Stanislaw Pawlowski bearbeitet,
der Vorsitzende des Posener Be irks der See- und Kolonial-
lig-a, der die wissenschaftliche eitung des Instituts über-

nehmen soll. Die Frage der Gründung des Jnjtituts wurde
dem Kultusminister Chylinski vom Präsidenten des haupt-
vorstandes der Liga, Divisionsgeneral Guftaw Orlicz-
Dreszer, unterbreitet.

Neue Wojewoden und Minister
Der polnifche Staatspräsident hat den ehemaligen

Ministerpräsidenten und Sejmmarfchall Oberst Switalski
zum Wojewoden von Krakau ernannt. Bis
zur Regierungsumbildung hat der jetzige Jnnenminifter
Raczkiervicz diesen Posten inne gehabt. Mit der Er-
nennung zum Wojewoden ist fiir Switalski der Verlust der
Senatorenwürde verbunden. Für die Oberstengruppe be-
deutet die Entsendung eines ihrer markantesten Mitglieder
nach Krakau eine gewisse Schwächung ihrer Warschauer
Position. Auch einige weitere Wojewodschaftspoften sollen
neu besetzt werden. So heißt es z. V., daß Oberst
Kostek-Biernacki, der bisherige Wojewode von

Polesien, durch den derzeitigen Chef der Minderheitenabtei-
lung im Jnuenministerium, Suchenek, ersetzt werden

foll. Die Abberufung Kostek-Biernackis von seinem pole-
ftschen Wojewodfchaftspoften gehört schon seit langem zu den
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Hauptforderungen der oppositionellen Parteien, die diesem
Manne die Rolle nicht vergessen können, die er im Jahre
1930 in der Brefter Affäre gespielt hat. Weiter heißt es,
daß der pommerellische Wojewode Kirtiklis
abberufen werden und in Warschsau einen anderen Posten
übernehmen soll. — Auch in der Zusammensetzung
der Regierung sollen binnen kurzem die schon feit ·

einiger Zeit erwarteten Aenderungen eintreten. Es gilt als
sicher, daß der Justizminifter Michalowski zurück-
treten wird. Sein Rücktritt würde gleichfalls einer Forde-
rung dser oppositionellen Parteien entsprechen; Mich-alowski
ist als Justizminifter für die Brester Affäre verantwortlich
gewesen. Weiter soll die endgültige Befetzung des
Unterrichtsministeriums, das vorläufig noch
von Professor Chylinski verwaltet wird, bevorstehen.
Als Kandidat wird in erster Linie der Profeffor der
Warschauer Universität Josef Ujejski genannt.

Die polnifrhen Juden in Deutschland
, Nach einer Meldung der Polnischen Telegraphensagentur
fand am 24. November in Berlin eine Versammlung des
Verbandes der polnischen Juden in Berlin
statt. An der Versammlung sollen über 1000 Personen teil-
»genommen haben, unter ihnen der polnifche Konsul K r u c z«-
kiewicz. Die Versammlung fandte an den polnischen
Staatspräsidenten Moscicki ein huldigungs«-
tele gramm folgenden Wortlauts: »Die erste allgemeine
Versammlung der polnischen Juden in Berlin legt hier-
durch dem Staatsoberhaupt ihre Verehrung zu Füßen. Wir
halten uns außerhalb des Landes auf, bleiben aber den
Jdealen und Ueberlieferungen der polnifchen Juden treu-,
deren Taten in der Geschichte Polens und des jüdischen
Volkes ehrenvoll verzeichnet stehen. Wir hegen die hoffnung,
daß unsere Arbeit dem Wohlstand der Republik Polen und
dem mit ihr verbundenen jüdischen Volke dienen wird-H«
Moscicki wird die Ehrung, die ihm hier zuteil geworden ist,
zu würdigen wissen.

10 Jahre deutsches Privatgymnasium in Rybnik
. Das deutsche Privatgymnasium in Rybnik (Oftober7
schlessien) konnte vor kurzem auf sein 10jähriges Bestehen
zurückblicken. D i e e r ft e n An fä n g e des Gymniafiums
reichen bis in den September 1922 zurück. Damals wurde
in den Räumen einer privaten höheren
M ä d ch e nfch ule der Unterricht mit 107 Schülern und
5 Lehrkräften begonnen; unsd zwar mußte der Unterricht, da
die Räume noch anderweitig benutzt wurden, an den Nach-
mittagen abgehalten werden. N a ch d r ei W o ch e n

wurde der Schulbetrieb jedoch »wegen sungeniigender
hygienischer Verhältnisse«v o n d e r P o l i z e i b e h ö r d e

g e f chlosse n. Es wurden daran einige Räume des ehe-
maligen jiidischen Waisenhauses gemietet. An
Jdemfelben Tage jedoch, an dem dort der Unterricht begann-,
wurdendieRäumevomRybnikerWo

"

h n u n g s -'

a m t b e s ch l a g n a h m t. Dann bestand, weil keine ge-
eigneten Räume aufgetrieben werden konnten, anderthalb
Jahre lan überhaupt keine Möglichkeit, den deutschen
Unterricht FortzuführenAm 5. Mai 1 924 endlich wurde
in den von der Wojewodfchaft zur Verfügung gestellten
Räumen des Staatsgymnafiums die deutsche
höher-e private Knaben- -un.d Mädchenschule mit 14s3

Schülern und 5 Lehrkrästen eröffnet. Unterricht konnte dort
wiederum n u r a n d e n R ach m 1 t t a g e n abgehalten
werden. A m 9. O kto b er 1 9 2 4 berichtete die Schul-
chronikt »Der Nachmittagsunterricht konnte natürlich kein

Dauerzustand bleiben. Und fo entschloß sich der deutsche
Bezirkssrhulverein, nachdem die notwendigenMittel durch
private Stiftungen bereitgeftellt waren, zum Bau eines

eigenen Schulgebäudes. Am heutigen Tage haben
die ersten Arbeiten begonnen« Das Schuljahr 19·IZEF.-26
konnte bereits im eigenen hause mit 346 Schülern eroffnet
werden. Jm Frühjahr 1926 wurde ein Schulgarten an-

gelegt. Jn den folgendenJahren bewegte sich die Schülerzahl
zwischen 250 und 350. Durch die Schulreform, in
deren Zuge die beiden untersten Klassen abgebaut werden

mußten, sank die Zahl fchließlich auf 132. Jm



Jahre 1928 konnte die erste Reifeprufung statt-
finden. Rund 1000 Schüler haben bis setzt die Anstalt be-

sucht, etwa 50 Schüler hab-en bisher die Reifeprufung be-

standen. Jm Januar 1935 konntedie neu erbaute T u rn -

halle, an die sich eine haushalts- und Klein-
kinderschule anschließt, der Benutzung freigegeben
werden.

--Aiigufl der Starke«
» »

Nach dem "Ehopin-Film «Abschiedswalzer«,der die

durch den Gewaltverzichtspakt eingeleit.ete.Entspannung
zwischen Deutschland und Polen auf das filmischeGebiet zu

übertragen versuchte, ist jetzt ein neuer Film im Entstehen,
der als deutsch-polnische Gemeinschaftsleistunggedacht ist.
Paul We ener führt die Regie. Die hauptgestalt ift
August der tarke, Kurfürst von Sachsen und Konig von
Polen, dargestellt von Michael Bohnen.· Neben Lil

Dagover und Marie Luise Elaudrus werden

auch polnische Schauspielerinnen in den weiblichenRollen
dieses Großfilms auftreten: L o d a h a l am a , die Prima-
ballerina der Warschauer Oper, und ·Tamara Wis-

niewska, eine 16jährige, bisher völligunbekannte Dar-

stellerin, die Paul Wegener zufällig in Warschauentdeckte
und vom Fleck weg engagierte. Das polnische. National-

msuseum hat sich für die historisch getreue Ausgestaltungder
Volks- und Tanzszenen und der Kostume zur Verfugung
gestellt.

Judenfeindliche Studentenkundgebiingen in polen

Wie in einer ganzen Reihe anderer Stanten, so haben
sich in letzter Zeit auch in Polen wiederhiidenfeindliche
Kundgebiingen der akademischen Jugend ereignet. A n de n

vier Warschauer hochschulen mußten, um weitere

Unruhen zu verhindern, die Vorlesungen zeitweilig-ein-
gestellt werden. Der Vertreter des Kultusministeriuins
kündigte in einer Besprechung der hochschulrektoren an,
daß im Falle einer Wiederholung der Kundgebungen die

hochschulen geschlossenwürden, so daß sich alle Studenten
bei ihrer Wiedereröffnung neu immatrikulieren mußten.
Die Studentenschaft der Technischen hoch-
schnle in W arschau stellte folgen-de Forderungen auf,
deren Erfüllung geeignet sein soll, die Ruhe san der Hoch-
schule wiederherzustellen: 1. V e r r i n g e r u n g »d»er·U n -

terstützungen und Stipendien fur 1udi·sch«e
Stu d enten auf einen Vomhundertsatz, der dem Verhaltnis
der jiisdischenzur polnischen Bevölkerung entspricht. (Bisher
wurde dieser Vomhundertsatz aus dem Verhältnis der

jüdischen zu den polnischen Studenten errechnet.)» 2, An-
weisung von abgesonderten Platzen» fur d«ie
-jü d isch e n S t u de n ten in den Vorlesungssalen3. Eink-

—richtungbesonderer Zeichensale und besonderer
Uebungsgruppen für die jüdischen Studenten, — Die For-
derungen der Studenten sinsd ab g ele h nt worden.

-d e n tu m s zu streben, 3· ein unbedingtes

. Auch an den anderen polnischen hochschulen ist es zu
sudenfeindlichen Kundgebungen der polnischen Studenten
gekommen. Jn L em b e r g haben die polnischen Studenten
am 23. November die jüdischen Studiereiiden aus dem

Universitätsgebäude hinaiisgeworfen. Jn Posen hat der
Rektor der Universität den jüdischen Studenten, nachdem
sich einige Zusammenstöße ereignet hatten. den Rat ge-
geben, sich vorerst nicht mehr in den Universitätsgsebäuden
sehen zu lassen, da sonst weitere Unriihen zu befürchten und
die Schließung der Universität unvermeidlich sein würde-
(Nebenbei bemerkt, erscheint seit kurzem in Posen ein e

in polnischer und jiddischer Sprache ge-
s ch ri e b e n e Z e i tu n g unter dem Namen »Pojsner
Schtimme«; sie ist das Organ der aus dem östlichen Polen
nach Posen eingewsanderten Juden und hat es sich zur Auf-
gabe gemacht, deren nationale, wirtschaftliche unsd politische
Jnteressen gegenüber den antifemitischen Strömungen unter
den Posener Polen zu verteidigen.)
Anläßlich einer Trauerfeier für den vor einem Jahr bei

ähnlichen Unruhen in Wian ermordeten polnischen Stu-
denten Waclawfki hat ein großer Teil der polnischen
Studenten der Universität in Kra k au eine Entschließung
gefaßt, in der insbesondere die polnische Jugend aufgefordert
.wird,· 1-. den wirtschaftlichen Bo y kott des Judentums in

vollem Umfang fortzusetzen, 2. nach dem Zusammenschluß
der gesamten polnischen Jugend zur A b w

egr
d e s J u-

erkehrsa
v e r b ot für die akademische Jugend gegenüber dem Juden-
tiim einzuführen, 4. in nächster Zeit den Arierpara-
g r a p h e n in den wenigen akademischen Verbindungen
durchzusetzen, die ihn noch nicht eingeführt haben, sowie alle
Verbindungen zu bekämpfen, die das nicht tun, 5. den
numerus claiisus

äür
die Juden an allen Fakultäten

durchzuführen und die uden allmählich von den polnischen
Universitäten gänzlich zu entfernen, 6. die N o str ifiziep
r u n g jüdischerAuslandsdiplome nicht mehr vorzunehmen,
7. bei der Erteilung von S t i p e n d i e n und Darlehen und
bei der Ausstellung von Auswseisen den numerus clausus

unbedingt zur Anwendung zu bringen-

Wettbewerb für ein ..Ostpreiißen-Zeichen«
Der Landesverkehrsverband Ost- und Westpreußen

E. V. veranstaltet mit Zustimmung des Oberpräsidenten
und der Landesstelle des Reichspropagandaministeriums
einen Wettbewerb mit dem Ziel, ein sinnfälliges Ost-
preußen-Zeichenzu schaffen, dasfür jede Art der Werbung
benutzt werden kann: Zur Belebung von Anzeigen, für
Kofferklebezettel oder als Anstecknadel. Besonders wün-

schenswert wäre es, wenn das ostpreußischeWerbezeichen
unschiwer auch aus Bernstein hergestellt werden könnte lals
-Anstecknadel).. Das Zeichen muß, wie etwa der Elch oder
das Ordenskreuz, sofort und- zwangsläufig den Gedanken
an Ostprieußenwachrufen.

JDie gegenseitigen Mißverständnisse schwinden--
Vor einigen Monaten richtete General Gorecki an

den französischen Frontkämpferverband einen offenen
Brief- Unter Nachahmung des von deutscher Seite· ge-
gebenen Beispiels, einer politischen Annäherung zwischen
zwei Staaten durch eine Fühlungnahme der Frontkampfer
beider Parteien die Wege zu ebnen, suchte er damals,
halb erklärend, halb um Entschuldigung bitteiid,· in den

Kreisen des französischenFrontkämpferverbandes um Ver-
ständnis für die dem Quai d’Oi-say unbequeme Außen-
politik Polens zu werben· Damals trat General Go-
recki nur als Vorsitzender der Vereinigten Ver-
bände der polnischen Vaterlandsverteidi-
ger auf. Seine Aktion spielte sich nur am Rande der

großen Politik ab. Ob sie im Sinne des Obersten Beck, des
Leiters der offiziellen Außenpolitik Polens, lag, mug»d0k)ln-
gestellt bleiben. Jedenfalls blieb sie ohne merkliche Wirkung.
Aber als Gorecki dann bei der letzten Regierungsiimbildung
von-I »polnischen Staatspräsidenten zum handels-
Minlstev ernannt wurde, erinnerte sich die mit der

Außenpolitik des Obersten Beck unzufriedene Presse Polens
Und Frankreichs, in freudiger Erwartung kommender

Dinge, seiner Bemühungen um eine Wiederannäherung
Polens an Frankreich.

Diese Erwartung hat nicht getragen. Am 17. November

fand in Warschau der 7. Delegiertenkongreß der
Vereinigten Verbände der polnischen Vaterlandsverteidiger
statt. An dem Kongreß nahm auch eine starke Ab-
ordnung französischer Frontkämpfer teil.
Sie wurden u. a. auch vom polnischen Staatspräsi-
d enten empfangen. Gemeinsam mit den französischen
Delegierten nahmen die polnischen Teilnehmer des Kon-
gresfes folgende Entfch l i eßu n g an: »Die Vertreter der
großen Verbände der ehemaligen Frontkämpfer Frank-
reichs und Polens stellen mit Befriedigung fest, daß die
gegeiifeitigen Mißverständnisse im Schwin-
den begriffen sind, und daß sich die Beziehun-
gen zwischen Frankreich und Polen bessern.
Weiter stellen sie die unumgängliche Notwendigkeit einer
Festigung des polnisch-französischen Bünd-

nisses fest, das, gestützt auf die traditionelle Freundschaft
der beiden Länder, eine der wirksamsten Garantien der

Sicherheit und des Friedens ist.« Diese Entschließung ist
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keine nebensächliche Geste. Sie drückt nicht bloß. den

Wunsch nach einer Wiederannäherung aus, sondern stellt
die Tats ache der sich bereits vollziehenden Wieder-

annäherung fest.
Am 15. November wurde in Paris von den Ver-

tretern der polnischen und der französischen land-

wirtschaftlichen Spitzenorganisationen, den
Senotoren Fudakowski und Faure, ein Protokoll
unterzeichnet. Das Protokoll ist das Ergebnis von Ver-

handlungen, die bereits vor Monaten in Warschau auf-
genommen und nach der Regierungsumbildung in Paris
fortgesetzt wurden mit dem Ziel, die Möglichkeiten einer

Steigerung des französisch-polnischen Aus-

tausches von landwirtischastlichen Produk-
ten zu klären. Es sieht u· a. eine vermehrte Ausfuhr
französischer Weine nach Polen und polnischer Agrar-
produkte, wie hammelfleilch, Schlachtpferde, Erbsen,
Bohnen und Kartoffeln, nach Frankreich vor. Die beider-

seitigen landwirtschaftlichen Organisationen werden ihren
Regierungen entsprechende Vorschläge unterbreiten. Jn
Warschau glaubt man in dem Protokoll einen wichtigen
Schritt auf dem Wege zur normalen Gestaltung der

polnisch-französischenWirtschaftsbeziehungen zu Frankreich
erblicken zu dürfen.

Der französische Botschaster in Warschau hat der

polnischen Regierung mitgeteilt, daß seine Regierung die

Ausweisungen der polnischen Arbeiter aus

Frankreich eingestellt hat. Diese Maßnahme ist
wohl als eine sreiindschaftliche Geste gegenüber Polen
gedacht. Uebrigens kann die sranzösischeRegierung sehr
leicht auf die Ausweisung der zur Zeit noch in Frankreich
lebenden polnischen Arbeiter verzichten, nachdem sie durch
ihre Maßnahmen etwa eine halbe Million polnischer
Arbeiter zur Rückkehr in ihre Heimat gezwungen hat, und

sie überdies erwarten kann, daß die soziale Verelendung die

noch in Frankreich zurückgebliebenen Polen auch ohne
ausdrücklichen Zwang zur Rückwanderung veranlassen

wird. Von den 600090 polnischen Arbeitern, die es 1930 in

PIMich gab, befinden sich dort heute vielleicht noch

"Der polnische Schriftsteller Jan W iktor hat in
einem Roman unter dem Titel »Die Weiden an der
S ein e« die Schicksale seiner Landsleute in Frankreich ge-
schildert, Es kommt dem Verfasser darauf an, die tief-
gehenden Verschiedenheiten des französischen und des

polnischen Geistes zu zeigen. Bis V e rsailles war die

Auswanderung nach Frankreich lediglich eine Angelegenheit
der gebildeten polnischen Schichten. E rst n a ch. V e r -

failles kam mit der Massenauswanderung polnischer
Arbeiter in das Land des westlichen Verbündeten auch das

polnische Volk zu einer Berührung mit Frankreich. »Nun
sollte sich die Freundschaft bewähren. Aber diese Begegnung
scheiterte. Sie mußte scheitern, denn eine Welt trennt den

Westen vom Osten.« Von den polnischen Arbeitern, die aus

Frankreich zurückkommen, sagt Jan Wiktor in seinem
Rom-an: »Die einen bringen aus dem Westen gesährliches
Saatgut mit. Sie bereiten dem roten Osten den Boden. Den
anderen aber wird man nicht mehr wie einst unter national-

demokratischer Führung Franzosenfreundschaft predigen
können. Jeder Rückwanderer ist ein Feind des

französischen Volkes und des Westens und

—ftkägtdiese Einst-errang von hätte zu hatt-, in weiteste-
Kreise des polnischen Volkes. So erlebt das polnische Volk,
was das deutsche Volk erlebt hat, — die Abkehr vom

Westen-« — Allerdings steht das nur in einem Roman . . .

Zur Zeit hält sich ein besonders einflußreicher fran-
zösischerPolitiker, Senator d e M o n z i e , in Polen auf, uni

im Sinne einer Wiederannäherung Polens an Frankreich
tätig u sein. Einem Vertreter des Krakauer ,,llustr. Kuri.
Codz.« gewährte de Monzie eine Unterredung, in der er u. a.

sagte: »Frankreich und Polen lieben sich
weiterhin; darüber bestehen auch nicht die

geringsten Zweifel. Weniger sicher aber ist,
ob sie sich auch gegenseitig gut verstehen.«

Die Auslandstschechen und -flvwaken in Europa
Jn der Monatsschrift ,,N a t i o n un d Sta a t« (Mai,

Juni, September und Oktober 1935) veröffentlicht
Dr. W alte r W a ch e - Prag eine umfangreiche Uebersicht
über das »Auslandstschechentum«. Die Arbeit stützt sich als

erste Uebersicht dieser Art, die von deutscher Seite aufgestellt
worden ist, fast ausschließlich auf tschechische Quellen· Die

gebotenen Zahlen sind daher, wo sie nicht durch Angaben
von anderer Seite kontrolliert werden können, mit Vorsicht
aufzunehmen. Nachstehende Mitteilungen, die sich auf die

Auslandstschechen und -slowaken in den europäisch en

Ländern beschränken, stützen sich auf die Arbeit Dr. Waches.
Den 9A Millionen Tschechen und Slowaken, die die

letzte Volkszählung von 1930 festgestellt hat, sollen
etwa ZU Millionen Tschechen und Slowaken
im A uslan d (in Europa und Uebersee) gegenüber-
stehen. Von den Auslandsgruppen anderer Völker, ins-

besondere des deutschen Volkes, unterscheidet sich das »Aus-
landstschechentum«in mehrfacher hinsicht. Da das tschechische
Volkstum fast nirgends bis an die Grenzen des tschechischen
Staates heranreicht, gibt es auch kein e G r e n z l a n d -

tschechen bzw· -slowaken, wie es etwa ein Grenz-
landdeiitschtum rings um die Grenzen des Reiches herum
gibt, Weiter sind die tschechischen und slowakischen Volks-

gruppen im Ausland fast durchweg ve r h ä l t n is m ä ßig
I u n g e n D a tu m s. Nur ganz vereinzelte Volkssplitter
im Ausland reichen mit ihrem Ursprung in das 18. Jahr-
hundert zurück· Das Verhältnis der tschechischen
und slowakischen Auslandsgruppen zuein-
an der ist in den einzelnen Siedlungsgebieten sehr stark
voneinander verschieden: «Es kommt vor, daß Tschechen und
Slowaken im Ausland fast wie eine einheitliche Volks-

gruppe miteinander leben, es kommt aber auch vor, daß sie
sich mehr »der weniger scharf von einander gesondert halten
oder. einander ar feindlich gegenüberstehen.

"

Jn der

Statistik wird, oweit sie von tschechischer Seite stammt,
rnoglichst kein Unterschied zwischen Tschechen und Slo-

waken gemacht; von tschechischerSeite ist man ängstlich be-
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müht, wie daheim, so auch draußen die Fiktion einer
»tschechoslorvakischenNation« aufrechtzuerhalten. Schließlich
ist noch auf die Bedeutung hinzuweisen, die Aus-

landstschechen und -slowaken in der Zeit der

Staatenlosigkeit für die politische Arbeit
und kulturelle Entwicklung der Volks-

genossen in der Heimat gehabt haben. Seitdem
es einen tschechischenStaat gibt, hat das Auslandstschecheii-
tum diese Bedeutung fast gänzlich eingebüßt.Dagegen spielt
»das Auslandsslowakentum auch heute noch als ·ein die

Heimat politisch und kulturell ftärkendes Element eine recht
bedeutsame Rolle.

Die bedeutendsten auslandstschechischen bzw. -slowa-
kischen Gruppen in Europa siedeln im Bereich der
alten Doppelmonarchie. Die wichtigste Gruppe
unter diesen wiederum ist die in D e u t s ch-O e st e rre i ch.
Nach der Volkszählung von 1923«gibtes dort etwa 79 000

Tsthechen und rund 2000 Slowaken, nach tschechischenAn-

gaben zusammen etwa 100 000 Seelen. Der weitaus größte
Teil von diesen lebt in Wien, das einige stark tschechisch
durchsetzte Stadtteile aufweist. Kleine Gruppen sitzen in

Riederösterreich, Oberösterreich und der

Steiermark. Es handelt sich zum größten Teil um

A r b e i t er
,

die in der hauptsache erst während der letzten
Vorkriegsjahrzehnte durch die J n d u st r i a l i s i er un g
he r a n g e z o g e n wurden, in Wien vielfach auch um

Kleinhandwerker und Kleingewerbetrei-
bende mit einer dünnen Jntelligenzschicht. Die

Wiener Tschechen (und Slowaken) sind in zahlreichen
Vereinen aller Art organisiert, — überorganisiert, wie auch
von tschechischer Seite gesagt wird. Jm Jahre 19»3(·)gab es

über 300 tschechische Vereine und Vereinigungen,
mit den Zweigstellen über 600. Die meisten »Vere»ineder

Wiener Tschechen gehören der sog. .,V at e r l a n d i s ch e n

F ro n t« an, in der sich alles zusammengefundenhat,»was
es für ratsam hält, die Regierung Schuschniggin ihrer
reichsfeindlichen Politik zu unterstutzen· Die Spitzenorgani-



sation aller tschechischenVereine ist der 1923 ins Leben ge-
rufene «Menåinovä rada« (,",M i n d e r h e i te n r a t«). Die
Ischechen in Oesterreich besitzen d a s b est a u s g e b i l'-
dete Zeitungswesen aller auslandstschechis
s ch e n G r u p p e n

, zwei Tageszeitungen, zwei katholische
Blätter und 18 Zeitschriften kulturellen und sonstigen»Jn-
halts. (Dazu kommen noch einige deutschfprachigeBlatter
in Wien, die von Prager Stellen abhängig sind.) Die
Wiener Filialen tschechischer Banken und eine

ganze Reihe tfchechischer Spar- und Gewerbe-

lassen bilden das

FinanzielleNuckgrat der Bolksgruppe.
Auch da- Schulw e en ist gut ausgebaut. Jm Schulfahr
I933J34 gab es 9 ö ff e n tl i ch e tschechischeVolksschulen mit

rund 700 Schülern. Wichtiger ist das private Schul-
wesen, das vom «K o m e n s k h - V e r e i n« unterhalten
wird. An privaten Schulen waren 1933134 vorhanden: 17

Kindergärten mit fast 900 Kindern, 6 Volksschulen mit 680

Kindern, 6 Bürgerschulen mit 1383 Kindern, 1 Realgym-
nasium und eine Realschule mit zusammen 680 Schulern,
1 handels- und 1 Frauenschule mit zusammen 210 Be-

suchern, ferner 2 slowakische und 9 tschechifcheSprach-
kurs e in Niederösterreich. Unter den mancherlei anderen
kulturellen Einrichtungen des Tschechentumsin Oesterreich
sind noch eine Zentralbücherei in Wien mit uber

60000 Bänden, Lesehallen usw« zu erwahnen· Die

rechtliche Stellung der Tschechen und Slowaken
österreichischerNationalität ist geregelt durch den M i n d e r-

heitenfchutzvertrag von 1919, durch verschiedene
verfassungsrechtliche Bestimmungen und den Bru·nner
Bertra g zwischen Oefterreich und der Tschechei vom

7. Juni 1920, der durch das Karlsbader Protokoll
vom 23. August des gleichen Jahres erganzt worden ist.

Die Zahl der Tschechen und Slowaken in Un g a rn

wird von tschechischer Seite auf uber 200 000 Seelen ge-

schätzt.Die ungarische Volkszählung von 1930 weist 105 000

Slowaken und 5000 Tschechen aus, davon etwa 10 000

tschechoslowakischeStaatsangehörige Daneben gibt es nach
der ungarischen Statistik noch 240 000 M a g y a r e n ,

d i e

die slowakische Sprache beherrschen, vondenen

man unter Berücksichtigung der bekannten ungarischen
Minderheiten olltik wohl einen erheblichen Teil noch der

slowakischen Bolksgruppezuweisen kann. Die Slowaken

sitzen vor allem in Südost-, Mittel- und Nord-

u n g a r n , sie sind fast durchweg B a u e r n , wenig
Arbeiter und handwerker. Die kiiltiirelle Lage der Slowaken

in Ungarn ist schlecht. Der Minderheitenschutz-
vertrag wird von der ungarischen Verwaltung kaum
respektiert. Jm Schuljahr 1931l32 gab es 55 gemischte
Schulen mit slowakischer und ungarischer
Unterrichtssprache mit etwa 10000 Kindern; Jn
etwa drei Dutzend Gemeinden gibt es slowakische Predigten.
Die Presse ist nur durch ein kirchliches Monatsblatt ver-

;treten. Jn Budapest erscheint ein von der ungarischen
Regierung ausgehaltenes Blatt in slowakischer Sprache.
sSloivakische Vereine gibt es nicht.

Die Angaben über die Zahl der Tschechen in Polen
gehen weit auseinander. TschechischeAutoren sprech-en von

50- bis 60 000 Tschechen in Polen. Ein tschechischerAutor
schätztsoqu allein in Woihynien 100 000 Tichechen, wah-
rend die polnische Statistik dort nur 25 000 festgestellt haben
will. Slo w a k e n gibt es in Polen nur in geringer Zahl
an der Orawa in den Westbeskiden nahe der

Grenze. Die Ts chechen in Polen setzen sich, wenn man

von den städtischen Kolonien in Warfchau, Lo-dz, Krak-au,

Lemberg usw. absieht, aus zwei verschiedenen Gruppen zu-
sammen. Jn der Lodzer und Petrikauer
Gegend (umZelowundKucow) sowie in Wolhynien
im Groß- und Klein-Tabor, in Michailowka und Mirotin)
sitzen die Nachkommen religiöser Emigranten
aus der ersten hälfte des 18. Jahrhunderts.
Eine zweite Gruppe von Tschechen ließ sich in den 60er

Jahren des vergangenen Jahrhunderts in
W o l h y n i e n nieder. Beide tsschechischeEinwanderungs-
bewegungen gingen neben entsprechenden größeren deut-

schen Bewegungen einher. Die wigtigeredieser Gruppen
ist die in Wolhhnien, die durch die riegsereignisse und die

Nachkriegsentwicklung allerdings an ihrem wirtschaftlichen
Standard unid durch die Abwanderung sbesonders nach

untersteht.

Kaiiada) an ihrem Volks-bestand schwere Einsbußen erlitten
hat· Die kulturelle La e der Tschechen in Polen ist un-

befriedigend Nein tfchechischeSchulen gibt es

usberhaupt nicht. Jn etwa 30 öffentlichen Schulen
Wolhyniens wird außer in tschechisscherauch in polnischer
oder »ukrainischerSprache unterrichtet. Jn P osen gibt es

eine offentliche Schule mit tschechischerund polnischer Unter-

richtssprache. Außerdem sind noch einige polnische Schulen
vorhanden, in denen auch tschechischer Sprachunterricht er-

teilt wird. Die «cesi(å Matice Skoiska« (»T s ch e ch i s ch e

Schulmutter«) in Luck unterhält 13 Privatschulen.
Slowakische Schulen gibt es in Polen nicht« Die kirch-
liche Betreuung der Tschechen liegt fast durchweg in den

händen polnisch - katholischer, polnis - reformierter oder

ukrainisch - orthodoxer Geistlicher. ie B ö h m i s ch e n

Brüder dagegen werden aus Olmütz mit tschechifchen

Prediglsmversorgt. Den schätzungsweiseetwa 50 tfchechi-

Zehenereinen in Polen fehlt eine Zentralorganifation,
ren Aufgabe z. T. von der »TschechischenSchulmutter« in

Luck erfüllt wird. Gut ausgebildet ist das T u rn w es e n

der Tschechen, das dem Prager Verband der Auslandssokoln
Neben einer tschechischenund einer slowakischen

Zeitschrift in Warschau bzw. in Kwasilow gibt die

polnische Regierungnoch eine tschechischsprachige Zeitung
heraus. Die echtslage der Tschechen in Polen ist vor allem

durch den tschechisch-polnischen Vertrag vom

.23. April 1925 geregelt-
Lin Südslawien wurden durch die amtliche Volks-

zähluiig von 1931 rund 140 000 Tschechen und Slowaken

festgestellt, die sich in vers iedenen Gruppen
über die nördlichen andesteile Süd-

s l a w i e n s v e r t e i l e n. Jn überwiegender Mehrzahl
handelt es sich hierbei um Slowaken. Jn stärkeren
Gruppen sitzen diese in der Batschka sit-. der Nähe von

Neusatz) mit dem Mittelpunkt Petrowetz, im Bari at« (in
der Nähe von Belgrad) mit dem Mittelpunkt Kooacica, in

Sy rm i en (südwestlichvon Neusatz) mit dem Mittelpunkt
Alt-Pazua, sowie in den slawonischen Be irken

Virooitica, Pozega und Bjelovar- reutz.
Räumlich weit getrennt von diesen Gruppen sitzen auch noch
in Bos n i esn einige tausend Tschechen und Slowaken.
Stärkere tfchechische Stadtkolonien gibt es in Belgrad und
A g ram. Die Ansiedlungen in der Batschka und im Banat

gehen auf das erste, die in Kroatien-Slawonien auf das

letzte Viertel des vergangenen Jahrhunderts zurück. Ueber-

wiegend setzen sich vor allem die Slowaken aus Bau ern

und L a n d a r b e i te r n zusammen. Die tschechischenhoff-
nungen, daß die Serben den Angehörigen des politisch be-

freundeten Volkes eine freie kulturelle Entwicklung gestatten
würden, haben sich nur in geringem Ausmaß erfüllt. Das

Schulwefen hat unter mancherlei Beschränkungen zu leiden.
Jn Petrowetz besteht ein slowakisches Gymna-
«fium; die Errichtung eines tschechischenGymnasiums ist
nicht gelungen. Das Geldw esen der Tschechen und

Slowaken in Südslawien ist gut ausgebildet. Auch das
Vereinswesen it stark entwickelt. Es besitzt in der
,,ceskosloveiisky svaz

«

in Belgrad seine Z e n t r a l o r g a -

n i s a t i on, in der Tschechen und Slowaken sowohl tschecho-
slowakischer wie südslawischer Stsaatsangehörigkeit zu-
sammengefchlossen sind. Auch das Pr essewesen ist gut
entwickelt; es erscheinen «5 slowakische bzw. tschechifche
Blätter. Das führende Blatt, die »N-'irodnä Jednotii« wird
von der mit hilfe amerikanischer Slowaken gegründeten
Buch- und Berlagsgesellschaft in Petrowetz
herausgegeben.. Die rechtliche La e der Tschechen und Slo-
waken in Südslawien ist seit der ußerkraftsetziingder Ver-
fassung im Jahre 1929 gewohnheitsrechtlich geregelt. Eine

gewisse Sicherung des kulturellen Lebens der Bolksaruppen
bieten die Deklarationen vom November 1929
u n d J a n u a r 1»93 0, die einige Bestimmungen über die

tschechoslowaki:fch-sudslawischeAnnäherung auf dem Gebiete
des Schulwesens, der Wissenschaft, der Kunst usw. enthalten.

Jn R u m ä n i e n gibt es schätzungsweise60 000

Tschechen und Slowaken, darunter einige taufen-d tschecho-
slowakische Staatsangehörige. S l o w a t i s ch e B a u e r n

sitzen im Banat und im Arader Gebiet, zerstreut
auch im Siebenbürgischen Erzgebirge und in
der B u ko w in a. Die T s ch e ch e n siedeln hauptsächlich
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im Banat und in Bessarabien. Mehr oder

weniger starke Kolonien gibts es auch in den größeren
Städten, vor allem B u k a r est und P l o e st i. Die ältesten
slowakifchen Siedlungen im heutigen Rumänien gehen in
die zweite hälfte des 18. Jahrhunderts zurück.Das S ch u l -

w e s e n ist spärlich entwickelt: Es gibt je sieben Volksschulen
mit slowakischer und tschechischer Unterrichtssprache mit

zusammen etwa 2800 Kind-ern. Schlecht ist es um das
V e r e in s l e b e n der weit zerstreuten Gruppen bestellt.
Viele Gemeinden besitzen überhaupt keine Organisation.
Eine zentrale Organisation ist nicht vorhanden. Die einzige
slowakische Z e i t u n g hat sich nicht behaupten können. Den

katholischen Slowaken und Tschechen Rumäniens fehlt ein
nationaler Priesterstansd fast vollkommen. Die evangelischen
Slowaken sind mit der deutschen S ä ch s i s ch e n L a n d e s-

kirche zusammengeschlossen, in, der ihnen ein besonderes
slowakisches Seniorat eingeräumt ist. Die rechtliche Lage der

Volksgruppen ist in der V e rfa-s s un g vom März 1923

geregelt.
Jn Bulg arien gibt es kaum 3000 Slowaken und

TMJechem Einige slowakische Bauernsiedlun-
gen gibt es im Kreise Plewna südlich der
D o n a u , die im Jahre 1898 vom Banat unsd der Batschka
aus gegründet wurden. Bei Rahovsk und Trnova

haben sich im Jahre 1900 bzw. 1912 in zwei Därsern
tschechische Auswanderer niedergelassen. Die
kulturelle Entwicklung der Volksgruppen ist r ei u n d u n-

behindert. Sie dürfen Privatschulen jeder Art ohne
Bindung an den staatlichen Schulplan grün-den. Es gibt
zwei Volks- und eine Bürgerschule mit tschechischer Unter-

richtssprache, außerdem vier Ergänzungsschulen (dsavon drei
mit slowakischer Unterrichitssprache). Eine eigene Presse
ist nicht mehr vorhanden. Das völkische Zentrum ist das

Nationalhaus »T. G. Masaryk«in Sofia, in
dem eine tschechische Privatschule untergebracht ist und

mehrere Vereine ihren Sitz haben. Jn der Landeshauptstadt
wohnen etwa 1000 Tschechen unid Slowaken, die aber wohl
nur zum geringen Teil bulgarische Stasatsangehörige sind.

In der S o J j e t u n i o n haben nach der Volkszählung
oon 1926 etwa 27 000 Tschechen (und Slowaken) gewohnt.
B a u e r n un d A r b e i te r. Es gab tschechischieSiedlun-

gen in der Ukraine (besonders Wolhynien), im

Schwarzmeergebiet und in der Krim, im Kau-
kasus, in Turkestan und in Sibirien. Die politisch
große Zeit der dortigen Tschechen war der Weltkrieg, als sie
ihre Le gion en aufstellten, die ein-e der Keimzellen der

tschechischen Auslandsrevolution wurden. Wsas heute noch
an Tscherhen in der Sowjetunion vorhanden ist, läßt sich
nicht feststellen. Das tschechische Kulakentum ist
ebenso wie das deutsche vernichtet.

Eine besondere Stellung unter den auslansdstschechischen
bzw. -slowakischen Gruppen nehmen die in den w e ste u r o-

päisschen Staaten ein. Weder ihrer Zahl noch der
Art ihrer Niederlassung nach sind sie als bodenständige
Volksgruppen zu bezeichnen. Um so größer aber ist, be-

sonders während des Weltkrieges, ihre p olitisch e

Bedeutung für die heimat ewesen. Die etwa
50000 Tschechen und»Slowaken in Frankreichsind
größtenteils erst wahrend und nach dem Krie
dorthin gekommen unsd bis vor einiger geitzumeistaucg
tschechoslowakische Staats-bürsgergeblieben. ie üben in über-

wiegender Mehrzahl städtische und industrielle Be-
rufe aus, sinsd namentlich im Pas de Calais unsd in

Paris, in sehr geringer Zahl auch in Mittel- und Süd-
srankreich als Berg- und landwirtschaftliche Arbeiter, als
Bau- und Fabrikarbeiter (besonders in der Metall- und

Glasindustrie) beschäftigt. Jn Paris hat sich auch ein
kleiner tschechisch-slowakischer Mittelstand
aus Gewerbetreiben-den, Kaufleuten und Privatbeamten mit
einer kleinen Jntelligenzschicht gebildet. Jn Paris besteht
ein Unterstützungs- und Wohltätigkeits-
verein, der unter dem Vorsitz des jeweiligen tschecho-
slowakischen Gesandten steht. Außer einer Volks- und

einigen Ergänzungsschulen hat sich in Frankreich kein

tschechisches Schulwesen entwickeln können. Ueber kurz
oder lang werden die Zuwanderer im F r a n z o s e n tu m

ausgehen oder zurückwandern. Die örtliche
P r esse ist lediglich durch eine kleine slowakische Zeitschrift

vergrftem
Das Vereinswesen ist nur schwach ent-

wi et.

Jn der Schweiz gibt es etwa 3000 Tschechen und
Slowaken mit gut ausgebildetem Vereinswesen und einer

eigenen Zeitschrift. Die Angaben über die Stärke der

Tschechen und Slowaken in Belgien schwanken zwischen
1000 bis 10 000 Seelen. Jn Italien werden etwa 2000,
in England knapp 1000, in den nordosteuro-
päischen Staaten etwa 800 Tschechen und Slowaken

gezählt, davon etwa die hälfte in L i ta u e n. Die Zahl der

Tschechen in D e u t s chl a n d wird von tschechischerSeite mit
40- bis 50 000 angegeben. Dabei werden jedoch die, ähnlich
wie die hultschin-er, z. T. noch ihre besondere Mundart

sprechenden Bewohner einiger Dörfer in der Grafschaft
Glatz, bei Ratibor, Oppeln und Strehlen kurzerhand als

Tschechen bezeichnet, obwohl sie niemals den Wunsch gehabt
oder gar geäußert haben, mit den Tschechen in irgendeine
Verbindung gebracht zu werden. Wirkliche Tschechen ibt es

in Deutschland wohl einige tausend, die in Berlin, Zeipzig
und in anderen Städten wohnen und großenteils tschecho-
slowakische Staatsangehörige sind. E i n e tsch e ch isch e

Volksgruppe gibt es also im Deutschen
R e ich e n ich t.

Demnach gibt es in den e u r o p ä i s ch e n Staaten nach
den tschechischen höchst-schätzungen insgesamt
etwa 700 000 Auslandstschechen und -slowaken. D i e S l o -

waken sind an diesen Auslandsgruppen
zahlenmäßig stärker beteiligt als die

Tsch echen. Weit überwiegend setzen sich die Gruppen in

Ungarn, Südslawien und Rumänien, ebenso in Bulgiarien
und Litauen,, aus Slowaken zusammen, — während die

Tschechen in den Gruppen in Oesterreich, Polen und der

Sowjetunion, wohl auch in den westeuropäischen Staaten,
weitaus überwiegen.

Arbeitstagung des VDO in Vomft
Am 24. und 25. November veranstaltete der Bund

Deutscher Osten eine seiner Arbeitstagungen in dem

dicht an dser Grenze gelegenen Bomst. Die Tagung war

der Erörterung drängender Siedlungsfragen
gewidmet. Neben den Land-es- und Untergruppenleitern,
mehreren grenzmärkischen Ortsgruppenleitern und Beauf-
tragten des BDO sowie den Leitern der heimattreuen Ost-
v-erbande nahus an der Tagung eine ganze Reihe von Ver-
tretern verschiedener an Siedlungsfragen interessierter Amts-
und Parteistellen teil. Der Bundesleiter Pg. Prof. Dr.
O b e r l a n d e r eröffnete die Tagung mit einem grund-
legenden»Vortragüber die Siedlung in den ost-
europaischen Staaten seit dem Kriege. Er
kennzeichnete die sozialen und nationalen Ursachen und
Wirkun en der Siedlung in den Randstaatem in Polen, der

Tschecho lowakei usw., ging auf die bevölkerungspolitischen
und wirtschaftlichen Begleiterscheinungen der Aufteilung des

Großgrundbesitzes in diesen Ländern ein und berichtete
- 274

dasbei insbesondere über die drei hauptzweige der polnischen
Agrarreform: Flurbereinigung, Servitutenablösung und
Neu- und Anliegersiedlung.- Der Siedlung in den östlichen
Nachbarstaaten stellte er sodann das Verhältnis: Bauernhof
— Großgrundbesitz im reichsdeutschen Osten gegenüber: Wir
haben in Deutschland in den Siedlungsfragen zu sehr mit
Geld und zu wenig mit Menschen gerechnet. Der Bauern-
wall auf der anderen Seite der Grenze steht, wir haben
bisher nur sehr viel von diesem Wall geredet. — Gau-
amtsleitser Pg. Jd en, der die Grüße des Oberpräsidenten
und Gauleiters Kub e überbrachte, setzte sich mit den

Rassenfragen des deutschen Ostens ausein-
ander. Seine Ausführungen über die rassische Auslese, die

Judenfrage in Deutschland, die Begriffe Volk und Rasse
gaben Anlaß zu einer

vielseitiyganregenden Aussprache. —-

Pg. Dr. S ch e p e r s von der eichsstellefur Raumordnung
hielt einen inhaltsreichen Vortrag Uber die Voraus-

setzungen deutscher Raumpolitik und die Aufgaben der durch



lErlaß des Führers vom Juli d. Js. geschaffenen Reichsstelle
im Rahmen des nationalsozialistischen Ausbaus. -Der Stabs-

«

leiter der Hauptabteilung l des Reichsnahrstandes, Pg.
G·ramß, erörterte die Ziele und Aufgaben der

Siedlung im Dritten Reich. Er ging dabei davon

Aus- daß die Verteilung des Grund und Bodens in Deutsch-
land, vor allem im deutschen Osten, nicht den Notwendig-
keiten der Pflege des deutschen-Blutstroms entspreche,und
daß mit dem höchsten Verantwortungsbewußtseinan die
heutige Siedlung herangegangen werden musse,·durch die

der deutsche Grund und Boden letztmalig verteilt werden

solle. Jm einzelnen berichtete er dann uber die M etho -

den«-der Siedlerauslese, über die Kontroverse:
Kapital oder Kinder und über die Notwendigkeit,·dieNeu-

siedlung aus dem kapitalistischen Sektor des Wirtschafts-
lebens herauszunehmen: »Wir lesen biologisch aus, aber wir

siedeln noch kapitalistisch« » « »

Was in diesen Referaten grundsatzlich und allgemein
über die Siedlung ausgeführt worden war, fand in der

anschließendenA u s s p r a ch e seine besondere Anwendung
auf die Verhältnisse der einzelnen Grenzabschnittedes

Ostens. Vor- allem sprach RegierungsprasidentBach -

mann-Schneidemühl über die praktischen Sied-
lungsaufgaben in der Greiizmark, wobei er es

als vordringlich bezeichnete, durch Meliorierung des Bodens

«

usw. zunächst einmal die Voraussetzungendafur zu schaffen,
daß die Menschen, die ohnehin schon in der Grenzmark
Wahne-n, hier gehalten werden können. Den abschließenden
Vortrag hielt Pg. Regierungs- und Schulrat P axk
Schneidemühl, der an hand zahlreicher aufschlußreicherBei-

spiele die Mängel der Siedlungstätigkeit im unmittelbaren

Grenzgebiet erörterte und über das biologische Kräfteverhält-
nis der Bauern und Siedler deutschen und polnischen Volks-
tums sprach. Pg. Oberländer schloß die eigentliche Arbeits-

tagung, die wohl allen Teilnehmern nützliche Anregungen
gegeben hat, mit einem Dank an die gastfreien Bomster
(die Teilnehmer waren fast durchweg in Privatquartieren

untergebracht), insbesondere an den Landesgruppenleiter
des BDO, Pg. K rie b el, den Bürgermeister, Pg.
Fim m el, und den Ortsgruppenleiter des BDO,
Pg. Berger, sowie an die Mädel vom Arbeits-
d i en ft, die ihr heim für die Tagung zur Verfügung
gestellt hatten.
Anschließend fanden einige S o n d e r b e s p r e ch u n -

g en der Landesgruppenleiter, der Leiter der heimattreuen
Ostverbände usw· statt. Jm Ergebnis einer dieser Be-

sprechungen wurde die Landesgruppe Kurmark
d es B D O geschaffen und Regierungsrat P . Dr. Rü h l e

zu ihrem Leiter berufen. Die bisherigen Landesgruppen
Grenzmark und Ostmark gehören als Untergruppen der

neuen Landesgruppe Kurmark an·

Am nächsten Tage wurden die Teilnehmer der Tagung
in Autobussen an einige volks- und grenzpolitisch inter-

essante Punkte der Kreise Bomst, Meseritz und Schwerin
geführt. Jn Klastaw e wurde u. a. die schöne alte holzs
kirche besichtigt, in Neub entsch en der große Grenz-
bahnhof und die neue eigenartige Kirche« Jm alten Schloß
von Groß-Dammer gab Assessor Graf vom Land-
ratsamt Meseritz einige interessante Jnformationen über den

Kreis Meseritz. Auch Tirschtiegel wurde ausgesucht,
wo nach der Besichtigung der dort besonders »eindrucks-
vollen« Grenzziehiiiig am D e n km al d e r g e f a l l e n e n

G r e n z s ch u tz k ä m p fe r im Namen der Fahrtteilnehmer
von Pg. Fr. K. Kriebel ein Kranz niedergelegt wurde.

Jn M ese r i tz wurde die alte, geschichtlichbedeutsame Burg
besichtigt. An der Grenze bei W i e r z e b a u m wurden die

Teilnehmer vom Landrat des Kreises Schwerim Pg. Dr-
P r a n g e , begrüßt. Nachdem noch in P r i·t t i s ch zwei

Kindergärten ausgesucht worden waren, fand die Grenzfahrt
in S ch w e r in an der Warthe ihren Abschluß- Den·grenz-
märkischen Gastgebern, insbesondere den liebenswürdigen

Bomstern, sei an dieser Stelle noch einmal für die gute
Organisation der Tagung und die freundliche Bewirtung
herzlich gedankt.

Vuchbesprechungen
Die Empärer. Roman von Josef W i es s alla.

Bruno Eassierer Verlag. Berlin 1935.· 454 Sei-ten. —

»Die Empörer« sind der erste größere Roman des in

Beuthen lebenden oberschlesischen Dichters, der sich bereits

durch sein Drama »Die Front unter Tage« einen Namen

gemacht hat. Der Roman spielt in der Zeit der Bauern-

befreiung, in der die Menschen, nach vielen Generationen

niederdrückender Leibeigenschaft, durch Gesetz die persön-
liche Freiheit erhielten, die für die meisten zunächst ein

unbrauchbares Geschenk und nichts anderes als ein Wechsel
des Fronsystems war. Zu den befreiten Bauern gehören
auch die »Empörer«, die unter ihrem Führer Peter Droste
dem Grafen Dolina den offenen Kampf angesagt hatten
und von diesem, in der Absicht, sie in die Knie zu zwingen,
auf dem Gorek, einem völli ertraglosen Sandberg, als freie
Bauern angesetzt wurden. en Kampf zwischen den Gorek-

Ieuten und den Dolinas, ein Kampf, der zwei Generationen
long währt, behandelt Wiessaiia in seinem Roman. Piastisch
treten die Gestalten des trotzigen Bauernführers eter

Droste Und seines Sohnes Paul, des hellsichtigen Baran, des
alten Grafen und des kraftvollen Stanislaus Dolina, hervor,
Der DfosteschksBlut in den Adern hat. Ueber hiinger und
Not flegen dle z,Empörer«vom Gorek. Sie ringen dem

VFVLLFUf dekLste·verbannt wurden, und der ihnen heimat
WEI- Ihren kaxglichenunterhait ah. Das Freiheitsgekiihr
das slch von Ihrem Führer auf sie aue überträgt, weckt

UnseknehmungslustxmdArbeitsfreude in ihnen. Am Gorek

erfullt sichdas Geschickder Dolinas. Der junge Graf und die

Bauern findestsich öU,geMei«UsumemWerke zusammen. Die

Erzählung Wiessallasist breit ausgefponnen, mjtuntek ver-

tieftfie sich in uberkornmenesBrauchtum, oder sie verfolgt
den Weg, den ein Einzelner-aus der Gemeinschaft der

»Empörer« geht, kehrt aber immer wieder zu dem Gemein-

schaftsschicksalzurück,das sich auf dem Gorek asbspielt. Dr. K.

Der Büffelbruiinen. Roman svon A d o If M e s ch e n -

d ö r f e r. Verlag Albert Langenl Gevkg MUIIT München«

1935. 354 Seiten. Ganzleinen 5,50 USE-L 6. bis 10. Tausend-
— Daß reichsdeutsche Verlage sich mehr und mehr der
Werke auslanddeutscher Schriftsteller annehmen lund dabei

auch wirtschaftlich auf ihre Kosten kommen), ist ein erfreu-
licher Beweis für die Zunahme volksdeutschen Denkens im

Reich. Mefchendörfer hat sich mit seinen viel elesenen
Romanen, die das Leben der siebenbürger Sachsen childern,
in die vorderfte Front der auslanddeutschen Schriftsteller
gestellt. Aus der reichen Fülle seiner heimat greift er im

,,Buffelbrunnen« das Städtchen Kronstadt und seine
Menschen heraus. Ein junger Gymnasialprofessor, ein reich
gewordener Bierbrauer und seine drei Töchter, ein Glücks-

ritter und Phantast sind die hauptpersonen der Erzählung,
in· der sichdas ganze Leben einer kleinen deutschen Stadt in

Siebenbiirgen mit all ihren lichten und dunklen Seiten ent-

faltet. Den ernsten hintergrund bildet der jahrhundertealte
Volkstutnskampf,der auch dann seine Schatten über das

Dasein der Sachsen warf, wenn dieses (wie in der Zeit, in

der ·MeschendörsersErzählung spielt) zu einer klein-

stadtischen delle zu verflachen scheint. Jn einem welt-

oergessenen schwäbischenKolonistendorf der Dobrudscha, an

der Grenze des Orients, lernt der junge Gelehrte die volks-

deutsche Not und mit ihr seine volksdeutsche Aufgabe
kennen. Die meisterhafte Erzählerkunst Meschendörfers
weiß aus der Vielheit der Menschen und der Buntheit der
Dinge ein prachtvolles Bild deutschen Lebens im Südosten
zu formen- ok. Ic·

Ostraiim. Preiißentuia und Reias edanke. itori e

Abhandlungen, Vorträgeund Redeii.)ZionhanPRotsF-
fels. .J. E. Hinrichssche Buchhandlung Leipzig 1935.
256 Seiten. Preis brosch 15,— .«l?-.,-«',gebunden 17,— JZJA
— Jn drei Gruppe-IIlassen sich diese Reden und Aufsätze aus

den Jahren 1926 bis 1933 einordnen. Drei Aufsätze, über
Friedrich den Großen,Stein und Bismarrk, befassen sich mit
der Prohlematik des deutschen Staates, drei weitere mit
geschlchtlichen Fragen der-Provinz Ostpreußen, die übrigen
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greifen mit engerem oder weiterem Gesichtskreis in den

Bezirk ostgeschichtlicher Zusammenhänge ein, in »die Schick-
salsprobleme der Ostzone Mitteleuropas«.«Es entspricht der
Ansicht Rothfels’ von den Aufgaben der Gefchichtswissen-
sch-aft, die ihm nur denkbar erschien im Zusammenhang mit
den drängenden Fragen, welche Deutschland bewegten, daß
alle diese Aufsätze in einem politischen Untergrund wurzeln
und von einer bestimmten politischen Fragestellung aus-

gehen. Das hat den Nachteil, daß diese Fragestellung heute
nicht mehr aktuell und drängend ist, sondern selbst in den

Bereich der Geschichte eingegangen ist, den Vorteil, daß wir
den Hebelpunkt, an dem Rothfels bei seinen historischen Ve-

trachtungen ansetzt, klarer und nüchtern-er erfassen können.
Klar wird die zeitliche Bedingtheit besonders bei jenen Auf-
sätzen, die in die Fragen ostgeschichtlicher Zusammenhänge
hineinreichen. Jn scharfer Ablehnung der staatlichen Neu-

regelung des Ostraumes durch Versailles, setzt Rothfels den
dort durchgebrochenen Jdeen des demokratisch-zentralisti-
schen Nationalstaates die konstruktive Lösung eines neuen

Prinzips der Ordnung unter den Völkern des Ostens ent-

gegen Man erkennt sogleich, wie weit dieser politische Aus-«
gangspunkt unter den heutigen Verhältnissen noch gültig,
wie weit er überholt ist. Der demokratische Charakter des
östlichen Nationalstaates ist verschwunden, aber die an seine
Stelle getretene autoritäre Form staatlichen Lebens führt
sein Erbe in nur noch schrofferer Art weiter. Am klarsten
entwickelt Rothfels diesen seinen politischen Ausgangspunkt
in dem Aufsatz: »Das Problem des Nationalismus im

Often«, der die politisch-historischen Grundlagen seiner These
gibt. Ueberaus fruchtbar wird dieser Ausgangspunkt in
drei historischen Untersuchungen: »Reich, Staat und Nation
im deutsch-baltischen Denken«, »Vismarck und die Nationali-

tätenfrage des Ostens« und ,,Vismarck, das Ansiedlungs-
gesetz und die deutsch-polnische Gegenwartslage«. Rothfels
spürt hier gewissermaßen nach, wo ein solches dem national-
staatlichen Denken entgegengesetztes Ordnungsprinzip im
19. Jahrhundert gedacht und versucht wurde. hierbei legt
er die staatliche und nationale Vesonderheit des Valtentums
auseinander. Ebenso erscheint unter dieser Fragestellung
Bismarcks staatliche Anschauung in ganz neuer Beleuchtung:
Während der erste Kanzler bisher vornehmlich an den Maß-
stäben westlich nationalstaatlicher Einheits- und Verfas-
sungsoorstellungen gemessen wurde, wird er hier als der

große konservative Staatsmann gesehen, voller Ablehnung
nationalstaatlicher Gedankengänge, voller Achtung für
fremdes Volkstum, erfüllt von föderalistischen Plänen, die
es ermöglichen, mehrerlei Volkstum in einem staatlichen
Zusammenhang zusammenleben zu las en. Noch einmal

klingt die ganze Fragestellung in dem chlußaufsatz »Das
Werden des Mitteleuropa-Gedankens« an. Metternich, Vis-
marck, Franz Ferdinsand werden als Träger solcher Versuche
geschildert, die Gemengelage des Volkstums durch über-
nationale Staatsbildungen zu begreifen. An dieser Stelle

scheint die sonst so fruchtbare These des Verfassers in-

doktrinärer Weise die Wirklichkeit zu verzerren.
wird hier zum weltanschaulich-konseroativen Staatsmann,.
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der, zugespitzt ausgedrückt, die westlichen Verfassungsideen
ebenso wie die Gedanken eines geschlossenen Nationalstaates
aus allzu prinzipiellen Grün-den ablehnt, eine Anschauung,
die auch in ihrer vorsichtigen Formulierung, in der Roth-
fels sie bringt, Zweifel erwecken muß. J» F»

Kampf im Aether oder die Unsichtbaren. Roman von
A. h. S ch e l l e - N o e tz e l. Ernst Rowohlt Verlag, Berlin-
1935. 490 Seiten. — Es handelt sich bei diesem Buch um
einen Schlüsselroman. Unschwer läßt sich erkennen, wer

mit dieser oder jener Gestalt des Romans gemeint ist. Das
Thema ist die Entstehung und Entwicklung des deutschen
Rundfunks bis zum Vorabend der nationalsozialistischen
Revolution. Dem Verfasser hat offenbar reichliches Dota-
mentenmsaterial zur Verfügung gestanden. Er hat es in
feiner schon aus früheren Romanen her bekannten drastisch-
eigenwilligen Weise in Romanform umgegossen. Vonzen.
Bürokraten und händler machen das Werk der Erfinder
und technischen Arbeiter-, das schon damals zu einem Macht-
faktor im Kampf für Deutschland hätte werden können, zu
einem Objekt ihrer Geschäftsinteressen,ihres Bürobetriebes
und ihres Vostenhungers. Die Technik hat ihnen eine Groß-
macht in die hände gegeben, aber sie pfuschen damit nur im

Aether herum; und indessen überschreiten die Nachbarvölker,,
die die deutsche Technik besser zu nutzen wissen, ringsum im

Aether die Grenzen des Reiches. Daß als Gegenspieler- der

Rundfunkbon en lediglich ein nettes Mädchen, ein herunter-
gekommener ffizier und ein politisch unklarer junger Lauf-
bursche austreten, wird freilich dem Kampf, der gegen denj
Rundfunk des Weimarer Systems geführt worden ist, in
keiner Weise gerecht. Wenn der Kampf um den Rundfunk
dargestellt werden sollte, dann hätte sich der Verfasser schon
dazu entschließenmüssen, etwas weiter zu blicken, als es von

den Fenstern des Rundfunkgebäudes aus möglich ist. Dolc-

Persönliches
Oberpostfchaffner i. R. Karl E m i l i u s, in Görlitz, fr. Punitz,

Schrimm, Krotofchin usnsd Posen, am 16. 12. 70 F.

Am 18. November 1935 verstarb meine liebe Frau«
meine gute Mutter,

Frau Antonie Romczynfki
geb. Schutz

im fast vollendeten 71. Lebensjahre
Sn tiefer Trauer-

Wilhelm Romezynfki,
Paula Romczynfti.

Swinemünde, den 21. November 1935, Heysestk.Zsck I, .
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